
II1-35 der Beilagen zu den $tenographischen Protokollen des Nat ionalrates . 
XIX. GP 

BERICHT 

des Bundesministers für Umwelt 
über die Erfahrungen mit der Vollziehung 
des Umweltinformationsgesetzes (U IG) 

Wien , im Juni 1995 
B UNDESMINISTERIUM 

FÜR UMWELT 

r--'--"-
i 
I 

..... ! -
" . ~: :.~. ~ 

:~~~';i 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 1 von 73

www.parlament.gv.at



BERICHT ÜBER DIE ERFAHRUNGEN MIT DER VOLLZIEHUNG 

DES UMWELTINFORMATIONSGESETZES (UIG) 

Gemäß einem Beschluß des Umweltausschusses des Nationalrates 

anläßlich der parlamentarischen Beratung des Umweltinformati­

onsgesetzes vom 10. Dezember 1992, 905 BlgNE XVIII. GP, S. 4, 

legt das Bundesministerium für Umwelt (BMU) einen Bericht über 

die bishe~igen El-fahrungen mit der Vollziehung des Umweltin­

formationsgesetzes (UIG), BGB1. Nr. 495/1993, vor: 

1. Evaluationsstudie Umweltinformationsgesetz 

Dem Bericht liegt ln erster Linie eine zum Zweck der Erkenntnis 

und Aus'.·;ertung der Implementation des UIG vom BMU ln Auftrag 

gegebene Evaluationsstudie zugrunde. Die Forschung ~~rde in zwei 

Teilen durchgeführt (erste Phase von Juni bis November 1993, 

zweite Phase von _;c,ugust 199.:1 bis Februar 1995). Die Studie be­

ruht auf der Uberlegung, daß nur elne planvolle, systematische 

und nach \<iissenschaftlichen Kriterlen erarbeitete und durchge­

fuhrte Untersuchung einen moglichst objektiven und umfassenden 

Erfahrungsbericht gewahrleisten werde. Die Evaluationsstudie ist 

dem Bericht in Anhang 1 angeschlossen. 

1.1 Erfahrungen der Vollzugsorgane 

Wie sich aus den wiederholt durchgeführten Tiefeninterviews mit 

Bediensteten von Umwelt.verwaltungen (Organe der Verwaltung lm 

Sinne des § 3 Abs. 1 UIG) ergab, steht man dort dem UIG von 

vornherein skeptisch gegenüber. An Posi ti vem wird dem UIG das 

"verbriefte Recht des Bürgers auf Information" sowie die Hoff­

nung auf Herbeiführung einer gewisse Klärung der Zustandigkeiten 

in der eigenen Organisation durch das UIG zugute gehalten. 
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Nach dem Ergebnis e1ner Gesamterhebung mi ttels Fragebogen bei 

den Umweltve r waltungen wurden bisher (ohne UIG) Informat i ons­

b e g e h r en ü b er d i e Umwe l t ü berwiegend t ele fonisch gestellt , ge­

f olg t von sch ri ft lich en u nd dann mündlichen Anfragen. Dagegen 

wurden von den spezifisch auf das UIG gestützten Anfragen 75% 

schriftlich , 17% telefonisch und 8% persönlich eingebracht (vgl. 

die Bestimmung des § 5 Abs. 1 erster und zweiter Satz UIG) . 

37% der befragten Stellen erhielten nach eigenen Angaben 1m 

Untersuchungszeitraum vom Inkraf ttreten des UIG im J u li 1993 bis 

Ende Nov ember 1994 Anfragen gestützt auf das UIG , und zwar 1n 

e1ner Höhe von insgesamt 156 Informationsbegehren. Trotz einer 

nicht hundertprozentigen Rücklaufquote stellt diese Absolutzahl 

einen Wert dar, der, gemessen an den Erwartungen (bzw. auch Be ­

fürchtungen) de!.· 'Ien'lal tung vor dem Inkraf t treten des UIG, als 

niedrig bezeichnet werden muß. Dies wird auch durch die Ergeb­

nisse der Tiefe:1inter-·:ie.ls bestätigt, woraus sich ergibt , daß 

die Bediensteten der Umweltverwaltungen mit deutlich mehr An­

fragen nach dem UIG gerechnet hatten . 

Die überv.:iegende Anzahl der Anfragen konnte posi t iv bzw. tei 1-

weise positiv beant~ortet werden. Gründe für eine nicht positive 

Erledigung waren nach Angaben der umweltrelevanten Behörden 

zume i st die Unvollständigkeit der vorliegenden Informationen 

(52%) , gefolgt von der Unzuständigkeit der Behörde (35%) und der 

Komplexität der Anfrage (24%) . Die häufigsten Informationsbegeh­

ren betrafen die Umweltmedien Lu f t, Wasser und Abfall sowie das 

Thema Emissionen , am wenigsten d en Bereich rad i oaktiver St rah­

lung . 

Der wei t aus überwiegende Anteil der Informationsansuchen wurde 

von einzelnen Privatpersonen gestellt (62%). Dagegen liegen 

Unternehmen an zv:eiter Stelle mit ca. 15% bereits deutlich zu­

rück. Dieses Ergebnis wird auch durch die Tiefeninterviews mit 

Bediensteten von Umweltverwaltungen bestätigt, wonach sich die 

Anfrager zuallererst aus dem Krei s der interessierten bzw. be­

troffenen Bürger / innen rekrutieren , danach ran g i eren Anf r agen 

von Unternehmen und Bürgerinitiativen. 
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In diesem Zusammenhang ist die e1nz1g vollstandig '~:iderlegte 

Hypothese im Rahmen der Untersuchung erwahnens~ert. wonach ent-

gegen den ursprungl1chen Erwartungen nicht Burgerinitiativen. 

Pressure Groups (Umweltschutzorganisationen) und Medien die 

wichtigsten Informationsnachfragergruppen nach dem UIG darstel-

len. sondern überwiegend betroffene Einzelpersonen und 

lich danach - Unternehmen. 

deut-

Andererseits ist zu bemerken. daß die Hypothese. wonach 3urger. 

die sich direkt fur spezifische Umweltinformationen interessie­

ren. 1n der großen Hehrhei t der Falle e :.ner Bürger ini tiat i ve 

oder Interessensvertretung angehören. Bestätigung fand. Schließ­

lich wird das Ergebnis hinsichtlich der persönlichen Betroffen­

heit der zumeist anfragenden Einzelburger durch die verif~zierte 

Hypothese gest;..;tzt. da!'?, Burge:::- nu:::- be' direKte:::- Betro::fe:1heit 

bereit sind. akti~ U~~eltinformatione~ einzuholen. 

Die Anfrager entstammen ~aut den Angaben de:::- F:::-agebogenerhebung 

zumeist "gehobenen 31ldungssch1cht" ( -., (') 0 \ 
,.J 0"6 I und SlDd eher 

mittleren Alters. Sie werden von den Bediensteten der Umweltver-

waltungen zu 57% als "hartnackig" be=eichnet. Ein vorgetauschtes 

Ur.r>'ieltinteresse stellt jedoch nach den Angaben der befragten 

\!e~-\'Jaltungen die .:"u:3nahme clal" (2.6%). 

Dem oben angeführten Ergebnis uber dIe une:::-~arcet n1edrIge An-

zahl von An::ragen encsprlcht. daß nur 25% der Befragten anfuhr-

tel'.. daß der Aufwand in ihrer Behörde durch das UIG gestiegen 

sel. wobei nur in einem Fall von einem deutlich gestiegenen Auf­

"·.'and gesprochen " .. :ird. In diesem Zusammenhang ist fes t zuhal ten. 

daß auch nach den Ergebnissen der Tiefeninterviews mit den Be­

diensteten der Umweltverwaltungen das urG derzeit keinen nen­

nenswerten zusätzlichen Aufwand verursache. 

Der Überwiegende Zeitaufwand einer Anfragebeantwortung fließt in 

oe,: persönlichen Kontakt (etwa 40%). dagegen ';erursachen Infor­

mationssuche (ca. 25%). Informationsaufbereitung. das Verfassen 

des Ant'>'iortschreibens und das Einholen etwaiger Genehmigungen 

einen vergleichs~eise ger1ngeren Aufwand. 
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In drei Viertel aller Falle umfaßte die Anfragebeantwortung ein 

bis zwei Seiten . Bis zum Ende der Erhebungen zu Beginn des Jah­

res 1995 wurde in 17 Fällen ein Bescheid nach § 8 Abs . 1 UIG 

verlangt und in elnem Fall auch eine Berufung eingebracht, wobei 

dieses Ergebnis auf Grund des nicht hundertprozentigen Rücklau­

fes der Fragebögen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. 

Bei knapp einem Viertel aller Informationsbegehren (35) wurde 

die - im UIG ausführlich geregelte - Problematik der Betriebs­

und Geschäftsgeheimnisse berührt, in 32 Fällen Akteneinsicht 

verlangt. 

Nur bei 20% der befragten Behörden wurden Beschwerden von Infor­

mationssuchenden über den Vollzug des UIG registriert: Laut den 

Umweltverwaltungen sind die haufigsten Beschwe rdegründe der 

Anfrager die Mangclhaftigkeit der Information, die Schwierigkeit 

der Zuständigkeitsermittlung, Verstandnisprobleme und die Lang­

samkeit der Auskunftserteilung. 

Seitens der Umv:eltverwaltungen \'.:ird beklagt, daß der Informa­

tionsmangel der Behörden und der Zeitmangel bei der Anfrage­

beantwortung SOWle die fehlende Datenvernetzung (deutlicher 

Wunsch nach Aufbau elnes EDV-UmweltdC\tennetzes auch bei Ein­

zelintervie~s mit Bediensteten der Umweltverwaltungenl die größ­

ten Probleme rur .ji e Umset 2ung des UIG scha f f en würden . Die 

Gründe dafür lägen ln einer Überforderung der Behörden (56%), in 

der Schwierigkeit, an relevante Informationen von Unternehmen zu 

gelangen (75%) und an dem zu hohen bürokratischen Aufwand (80%) . . 

Ferner wird von 87% die Meinung vertreten, daß das UIG in der 

Öffentlichkeit nicht bekannt sel. Diese Auffassung wurde auch in 

den Tiefeninterviews mit den Bediensteten von Umweltverwaltungen 

ermittelt, wonach die mäßige PR-Arbeit für die weitgehende Unbe­

kanntheit des UIG verantwortlich sel. Andererseits wird bei 

entsprechender PR ein Ansturm an Anfragen befürchtet. 

1.2 Erfahrungen der (potentiellen) Informationssuchenden 

Repräsentant / innen von Umweltschutzorganisationen merken die 

rasche Bearbeitung von UIG -.A.nsuchen posi ti v an, haben aber das 
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Ge ruhl, "zensurierte 11 Daten erha 1 t en =:...l haDer'.. ?e:::ne:- \.; ::..rci kr 1-

tisiert, daß die Frage der Zustandig~eit in den Be~orde~ selbst 

ort nicht ganz ge~larc scheInt. 

Bemangelt ~ird sowohl von Angehörigen von Umweltschutzorga­

nisationen als auch von Personen mit UIG-Er:ahn..:ng, da)~ be­

sonders aktuelle und brisante Informationen mit der Begrundung, 

daß es sich um geheimhaltungsbedurftige Betriebs- und Geschäfts­

geheimnisse handle, zuruckgehalten werden. Beide befragten ?er­

sonengruppen meInen auch, daß die Informationen besser interpre­

tiert und In eInen Gesamtzusarnmenhang ges te 11 t werden soll t e 

(Informationen selen zu rachspezifisch). 

Unter den Persor.en, d.:.e bereIts UIG-.:"ns'":=:hen ges:e';'lt haben, 

heben Jene, dIe c:e;;, u:::C pos i t.:. v gege:;ubers tehe:-: (:, C % ), ci e Er-

leichterung des Informationszuganges und die erhöhte Transparenz 

oft nicht sehr a~s~unf:sbereit sind bz~. ei.:.e gewünschten Infor-

mationen bei den Behörden nicht vorhanden sind. Von den Perso­

nen, die Informationsansuche:: nach dem UIG eingebracht haben, 

sind nur 25% den e~hal~ene~ Daten vollauf zufrieden, rund 

40% bewerten ihre Gesamcerfahrunge~ mit de~ UIG als gut, 20% als 

se h:- s c h 2. e =: h t . 

Dc.,- mangelnde Bekanntheitsgrad des DIG c.:nter de:- Be'Jolkerung 

v:ird von Um'::el tschutzorgönisatloner. eDe"sc h'le von Einzelper-

ein grundsat=liches Recht der Bürger auf Umweltinformation be­

steht, \t,'eiters ' .. :ird ein Zuständigkeitskatalog verlangt, der da­

ruber Auskunft geben konnte, wer wo ~elche InformatIonen zu ge­

ben imstande ist. 

1.3 Erfahrungen von Anla.genbetreiber / innen mi t dem UIG 

Die Personengruppe der Anlagenbetreiber/innen ist In mehrfacher 

Hinsicht vom UIG betroffen. Einerseits kommen sie als Informa-

tlonsnachfrager ::..n Bet:cacht, und In einem hoheren Ausmaß 

als erwartet - ~a:n den ~in=elpersonen an z~eiter Stelle. Ande-
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rerseits können Sle von Informationsbegehren insofern betroffen 

sein, als betriebsrelevante Daten und gegebenenfalls Betriebs­

und Geschaftsgeheimnisse davon berührt werden . Schließlich rich­

ten sich zwei Bestimmungen des UIG direkt an Anlagenbetreiber­

linnen als die Verpflichteten: die Bekanntmachung von Emissions­

daten (§ 13) und die Information über die Gefahr von Störfallen 

(§ 14) . 

Etwa 80% der Befragten hatte noch keine Erfahrungen mit dem UIG 

g emacht, was unter anderem mit der ohnedies offenen Unterneh­

men spolitik begründet wird sowie damit , daß d ie meisten Daten 

bereits auf Grund anderer Vorschriften aufliegen . Die Meinungen 

zum UIG sind sehr geteilt: sie reichen von " Zumutung " bis 

"durchaus positiv " . Manche Bedenken werden wegen der Möglichkeit 

geaußert, mit Hilfe des UIG "Betriebsspionage" zu betreiben. 

1.4 Bekanntheits - und Nu t zungsgrad des UIG bei der Bevöl kerung 

Der Bekanntheitsgrad des UIG bei der Bevölkerung (repräsentativ ) 

lag im Oktober 1993 be i 6%, im November 1994 bei 13%. Dabei ist 

das UIG freilich dem Namen nach wesentlich bekannter als seinem 

Inhalt nach (bei l'-iach::ragen stellt sich heraus, daß es oftmals 

mit der Verpackungsverordnung 'verwechselt v:ird). Unter Umwelt­

journalisten war das UIG 1m Oktober 1993 bei knapp über 80% 

bekannt . Unter den selbstandig Tatigen ist das UIG bei 26% be­

kannt, bei Akademikern liegt der Bekanntheitsgrad immerhin noch 

bei 20%. 

Das UIG dürfte sich hauptsachlich durch Mundpropaganda ver­

breitet haben, auch durch Fachzeitungen, Flugzettel und Um­

weltschutzorganisationen haben die Befragten davon erfahren. 

Dagegen spielten TV , Tages- und Wochenzeitungen sowie Behörden 

für den Bekanntheitsgrad ' des UIG keine Rolle. 

Wäh ren d sich 1993 nur etwa 7% vorstellen konnten, vom UIG Ge­

brauch zu machen, waren dies ein Jahr später 24 %. Zu diesem 

Zeitpunkt haben auch 2 % der Befragten selbst bzw. 5% bis 6% aus 
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dem Freundes-/Bekanntenkreis bereits tatsachlich das C=G ge­

nutzt. Der Großteil der UIG-Benutze:::- ist mittleren Alters (z\vi­

sehen 30 und 49 Jahre~); Studenten, Freiberufler und Personen in 

leitender Stellung sind stärker an einer Nutzung interessiert. 

1.5 Resümee der Evaluationsstudie zum UIG 

Die Nachfrage nach Umweltinformation hält sich in Grenzen. Nu~ 

Bürger, die direkt betroffen sind, sind bereit, aktiv Umwel­

tinformationen einzuholen. Ferner ist das UIG bei den Burgern 

noch weitgehend unbekannt. Durch die niedrigere Anfrageinte~­

sitat als ursprünglich erwartet entsteht auch kein nennenswerter 

zusätzlicher Verwaltungsaufwand. 

Das UIG ha t ',,,'e:i-"-;J a~ dem Fha~omen geandel-t, daß in Os t erreich 

nach Wle vor informellen Informationen der Vorzug gegenüber 

formellen Informationen (zB nach UIG zuganglichen Informationen) 

gegeben wird, da d,::n- Glaub-,·:ürdigkeitsgrad, die Paschheit der 

Informationsweitergabe und der Aktualitatsstatus von informellen 

Info:::-mationen als besser erachtet bzw. hoher eingeschätzt wird. 

Die wich:igsten =ielgr~;;en des UIG s:~j Privatpersonen, gefolgt 

betreffen Luft une: ·'<asser. '-:.:ll problematischsten ist dle I~forma-

Als Schlüssel faktoren fur die Umsetzung des UIG werden nicht nur 

die Aufbereitung der Daten in verständlicher und zugleich aussa­

gekraftiger Form sO\t:ie die Transparenz und Glaubwürdigkeit del­

Behörde, sondern auch der Bekanntheitsgrad des UIG genannt. 

Die Tatsache, daß der Zugang zu Umwel tin forma t ione~ durch das 

UIG nunmehr eine rechtliche Eegelung erfahre~ hat ("verbrieftes 

Recht des Bürgers auf Umweltinformation" ), '",ird allgemein von 

sämtlichen Fersonengruppen als das positivste Merkmal angeführt. 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)8 von 73

www.parlament.gv.at



- 8 -

2. Stichprobenartige Untersuchung der Verpflichtung zur Be­

kanntmachung von Emissionsdaten nach § 13 Abs. 1 UIG 

Um e inen e rs t maligen Überb li c k über die Wirksamkeit der Be­

s timmung des § 13 Abs. 1 UIG (Bekanntmachung von Emissionsdatenl 

zu gewi nnen, führte das Umweltbundes amt eine stichprobenartige 

Untersuchung bei Industriebetrieben im Gerichtsbezirk Schwechat 

und im Großraum Salzburg durch. Das Ziel war es, im Rahmen von 

unangemeldeten Besuchen zu untersuchen , ob 1m Sinne des UIG eine 

Bekan n t machung von Emissionsdaten an e i ner Anschlagtafel besteht 

oder eine vergleichbare Umweltinformat i on erfolgt und die Situ a ­

tion h i nsichtlich einer aktiven Umwe l ti n formation de s Betriebes 

in Gesprächen mit den Betr i ebsverantwortlichen zu erheben . Die 

Ergebn i sse der Untersuchung sind im Anhang 2 wiedergegeben . 

Als Ergebnis der Stichprobenuntersuchungen ist insgesamt vor 

allem bei den Betriebsverantwortlichen der großeren Betriebe 

e 1ne r echt gute Kenntnis der Bekanntmachungsverpflichtung nach 

§ 13 Abs . 1 UIG (Bekanntmachung von Emissionsda ten l f estzu stel ­

l e n , di e jedoch fast zwei Jahre nach Inkrafttreten des UIG erst 

bei einem Teil der Betriebe umgesetzt worden ist . 

Übereinstimmend wuroe im Bereich der Großbetriebe festgestellt, 

daß sich das Bürgerinteresse an den veröffentlichten Daten in 

Grenzen halte . Bei den kleineren Betrieben ist die Verpflichtung 

gemäß § 13 Abs. 1 UIG großteils noch nicht bekannt. 

Die Wirksamkeit der Emissionsdatenbekanntmachung u n d des Zugan­

ges der Öffentlichkeit zu den Umweltinformationen dürfte durch 

di e unbestimmte Formulierung in § 13 Abs . I, daß die Daten "an 

e1ner al l gemein leicht zugänglichen Stelle bekanntzumachen" 

sind , e rschwert werden . Besser wäre eine konkrete Bezeichnung 

der Art und Weise der Bekanntmachung , W1e zB.: "durch einen 

Anschlag beim Hauptzugang des Werks oder durch Auflage beim 

Werkspor t ier bzw. bei der Besucherin f ormation". Die Werksportie ­

re u nd Sekretariate, mit denen ein Besucher primar Kontakt auf­

n i mmt, waren bei den meisten besu chten Betrieben nicht oder 

nich t a usreichend informiert. 
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Es ist auch bei schriftlicher Bekanntmachung der Meße~gebnisse 

von Emissionsdaten ohne~in kaum moglich, die in § 13 ~bs. 1 U~G 

geforderte "allgemein verständliche Form" ohne zusätzliche Er­

klärung durch Fachleute zu erreichen. Dieses ?roblem wurden bei 

einzelnen Betrieben in der Form gelost, daß eth·a. zusatzlich zu 

den bekanntgegebenen Daten eine innerbetriebliche Auskunftsper­

son mit Telefonnummer angeführt ";2.rd oder EUl-geranfragen an 

einen diensthabenden Schicht leiter (Fachmann) ,veiterverm1ttelt 

werden. 

Positiv wird jedenfalls das 1m UIG festgeschriebene Prinzip 

einer öffentlichen Zugänglichkeit von Emissionsdaten gewertet. 

Dies entsp~icht bei de" meIsten Betr1ebe" aue:, e1ne~ 1n de:-: 

vergangenen J ah:ren deu t: ich ge-.':acr.senen 3e~ei t SC:-.a.:: t , uber di e 

Erfullung gesetzlicher Anforderu"gen hInaus ae:1 betroffene:-: 

le:1 und konst~ukti~e Gesprache zu fu~re~. 

3. Bericht über den Entwicklungsstand des UDK 

Zum ZI:leck oel' Information der Öffentlichkeit über das Vorhan­

densein, die Arten und den Umfang von Umweltdaten, ubel- die 

3 e h 0 r d e" und S tell e n 1" Se r e 1 eh d'" 0; U )T(.," e 1 t sc h v:: = e s ( 0 r ga n e der 

Verwaltung im Sinne des § 3 urc) verfugen, wurde m1t ~irksamkeit 

vom 1. Jänner 1995 beim 5MU e1n Umweltdatenkatalog (UDK) einge­

richtet. 

Der UDK ist 1m Sinne e1nes Fundstel1enverze1chnisses ein soge­

nanntes "Metainformationssystem" , das heißt eH,e Sammlung von 

Informationen uber Um~e1tdaten in ihrem Fach-, Raum- und Zeitbe­

zug sowie den dazugehorlgen Adressen. 

Der UDK als zentrale Schnittstelle fur den Zugang zu Umweltdaten 

ist notwendig, da 1n Osterreich und international bei eIner 

Vielzahl von Ein:::-1chtungen Datenbestände mit umweltrelevanten 

Teilen bestehen, deren Ve:::-knupfung und Nutzung in vielen konkre­

ten Anlaßfallen fu:::- dle Umweltplanung und -berichterstattung 

dringend notwendig ware, Jedoch derze1t n1cht 1m erforderlichen 

Ausmaß erfolgt. 
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Das BMU hat gemeinsam mit dem Umweltbundesamt im Laufe der letz­

ten Jahre in intensiver Zusammenarbeit mit Stellen auf Bundes­

u nd Landesebene und auf internationaler Ebene die Vorau s s e tzun­

gen für die Erfüllung des gesetzlichen Auftrages gemäß § 10 UIG 

zur Einrichtung und Betreuung des UDK geschaffen. Im Anhang 3 

findet sich eine überblicksartige Dokumentation der bisherigen 

Aktivitäten samt einem kurzen Ausblick auf die geplante Weiter­

entwicklung . 

Dem Au fbau des UDK in Österreich gingen zunächst mehrere Ar­

beitsgruppensitzungen des BMU mit den EDV-Zuständigen der Länder 

und der umweltrelevanten Bundesministerien voraus, wo unter Bei­

ziehung weiterer Experten die Grundlagen des UDK und die Defi­

nition der Anforderungen im Sinne eines Soll-Konzeptes erarbei­

tet wurden. 

Im Arbei t skreis "EDV & Logistik" , der lm Juni 1993 lns Leben 

gerufen wurde, wurden in mehreren Sit::ungen wichtige Vorgaben 

für die Entwicklung des UDK gemacht. Außerdem wurde die Projekt­

organisation und die Bedeutung von Einsatz- und Erfassungskon­

zepten sm-lle die Umset:::ung der österreichischen Vorschläge lm 

internationalen UDK-Datenmodell diskutiert. 

In Erwägung der Sinnhaftigkeit und möglicher Kosteneinsparungen 

hat sich das BNU frühzeitig für eine internationale Zusammen­

arbeit interessiert und schon bald mit dem auf dem Gebiet der 

En twicklung eines umweltorientierten EDV-Metai n formationssystems 

in Europa führenden Niedersächsischen Umweltministerium Kon takt 

aufgenommen. Nach mehreren Gesprächen und Vertragsverhandlu ngen 

konnte bereits am 22. August 1993 eine Verwaltungsvereinbarung 

des BMU mit dem deutschen Umweltministerium über den gemeinsamen 

Aufbau und die Weiterentwicklung des Metainformationssystems 

"Umweltdatenkatalog (UDK) " abge~chlossen werden. 

Als Arbeitsgremium zur Bewältigung der organisatorischen und 

fachlich-inhaltlichen Probleme wurde ein Pro j ekt l eitungsteam 

sowie ein Lenkungsausschuß eingerichtet zwel internationale 

Gremien, d i e unter starker ös t erreichischer Beteiligung Aufgaben 

der Koordination und strategischen Grundsatzplanung erfüllen. 
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Am Beginn de~ ~rbeiten zur Bef01lung dc~ UDK in Oste~reich s~and 

die Erstellung des Einsatzkonzeptes, das zunachst mit eIner 

Ist-Analyse eingeleitet wurde, bei der all jene Organe der Ver­

waltung auf der Grundlage des Amtkalenders 1993/94 SO\Vle des 

Rundschreibens des BMU zur Durchfuhrung des Umwe~tin~ormations­

gesetzes bestlinmt wurden, dIe uber Um',;e1cdaten i", Sinne des eIG 

verfugen, sowie jene Auskunftsstellen, bei denen um~e:trelevante 

Da ten nachge f ragt werden konnen, Die Ergebni sse de:!.' Ist -.;na 1yse 

wurden in weiterer Folge durch mehr als 200 Interviews vor Ort 

validiert und durch die dabei erhobenen Datenbestande erganzt. 

Derzeit umfaßt der UDK mehr als 5000 Einträge aus Landes- und 

Lande::.' , b=,:: . als "si:--;n'"o':'l 

(93% Lander, 86~ Bund) eingestuft. 

::l
. , 

L ::"lnge:,::1 e :' f 0 r der ~ i c:: " 

E1nsicht1ich der ~eiteren Entwicklungsziele waren der Thesaurus, 

d;c Ausweituna de:' internat:onalen =usa~menarbeit anzu~uhren: 

e l :,CS Thesaurus • ~ r," 
' .. ) ~j;,-

e::..nhe1tl1c::ung de: Um~e!tbegriffe zunactst 1m deutschsprachigen 

Rau~, spate~ 1m internat10nalen Bereich durch einen multilingua­

l en Thesaurus d1 enen. Österreich haI t bei der Ent\': icklung des 

Thesaurus eine wichtige koordinierende Rolle inne. 

Zur umfassenden Be~;chreibung von datenve:'waltenden Stellen und 

Orientierungshilfe fur Informationssuchende wird fur alle Orga-

nisationseinheiten, bei denen UIG-relevante Datenbestende 1m 

Zuge der Einsaczkonzepterstellung ermittelt wurden, ein Umwelt­

amtsverzeichnis m1t umfassender Angabe von Agenden und Adreßda-

ten erstellt. 

Neben der Bereitstellung des Umweltdatenkataloges fur alle UDK-

Instanzen Hit Zuge des .':.ktualisierungszyklus ,,·:ird alich jevleils 

eine Veröffentlichung des UDK in geeigneter Form erfolgen, Unab-
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hängig von der anlaßbezogenen Bereitstellung konkreter UDK-In ­

halte s ollte der Umwel t datenkatalog im S inne einer a ktiven Um­

weltinformationspolitik in gedruckter Form al s regelmäßiger 

Be r icht mi t ausgewähl ten Auswert ungen, au f Datent r ägern SOWle 

i d ealerweise über das Internet- ba s ier t e I nforma t ionssy s tem 

"World wide Web" (WWW) der Öffentlichkeit zur Verfügung g e stellt 

werden. 

Schließlich i st elne Ausweitung der i nternac i onalen Zu s ammen­

arbeit im Bereich des UDK fest s t e llbar : Ins be s ondere die Schweiz 

und Liechtenstein beteiligen sich i n For m vo n Pilotprojekte n an 

der UDK-Weiterentwicklung, aber auch Norwe gen wird sich bei der 

Entwicklung elnes entsprechenden Informationssystems am UDK 

orientieren. 

Die lm Mai 1995 erf o lgte Vergabe des "European Topic Centre on 

Catalogue of Data Sources and Thesaurus (ETC/CDS)" der Eu ropä­

ischen Umweltagentur an eln Konso r tium un t er der Leitung des 

Niedersächsischen Umweltministeriums und wesentlicher Beteili-

gung österreichischer Institutionen 

währleistet, daß das auf EU-Ebene 

modell und die Software für einen 

stark am UDK orientieren werden. 

(BMU, Infoterm, MUVIS) ge­

zu entwickelnde Metadaten­

Umweltweltdatenkatalog sich 

4. Weitere Aktivitäten des BMU im Bereich der Vollziehung des 

UIG (insbesondere Störfallinformation) 

Das BMU ist l n mehrfacher Wei s e ln di e Vol l z i e hu ng des UIG eln­

gebunden. Zunächsc richtet sich eine n i cht unbecrächtlich e Zahl 

von Anfragen an das BMU s elbs t, wobe i insbesondere die Bereiche 

Abfa l l u nd Lu ft (emissionen ) überwiegen. Die Aufgabe n des BMU 

be i m Aufbau des UDK wurden schon be s chrieben. Weiter s sind noch 

di e folgenden Bereiche herausz uheben: 

Zunächst unterstützte das BMU d i e Vorbereitung der Ve rwa l tung 

auf die Vollziehung des UIG durch die Abhaltung einer Reihe von 

Informationsveranstaltungen zum UIG in Wien und in den Ländern 

in der Anfangsphase nach dem Inkrafttreten des Gesetzes . Weiters 

erglng mit 9 . Februar 19<::4 ein Rundschreiben zur Durchführung 
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1 ") 

des Umweltinformationsgesetzes (UIG), 

dem "Hinweise bz',·" ~nleltungen zur 2~rchf~~rung des UIG 

teresse elner moglichst einheitlichen Ha:ldi;abL::lg des Gesetzes" 

erlassen ' ... 'Drden, 

Hinzuweisen ist auch au r die vom 3HU durchge fuhrte b=\<:, be­

aurtragte Informationskampagne zum UIG für die Öffentlichkeit, 

in deren Rahmen im Janner und Februar 1994 RadIospots gesendet 

und Zeitungsinserate so~ie PR-Artikel geschaltet wurden, Außer­

dem wurde die Informationsbroschüre "Das Recht auf Umweltinfor-

mation" In einer .';uflagenhohe von 200 000 Stück zum Großteil 

Ende 1993 - an einen breit gestreuten Adressatenkreis versandt. 

Im Rahmen der VO::=lehc:lg durch das 3MU IS: Insbesondere dle 1m 

am 27. Mai 19~4 2Lfgrund des § 14 Ats. 5 U!G erlassene Störfall-

informationsverordnung (StIV), BGBL Nr. 391/1994, :--,en'orzuhe-

be::. 

I-il: § 14 des UI'= ·,·:ird dc..,' 1m osterreichischen Fecht noch um-

setzungsbedurftige Teil der Richtlinie des Rates S2/S01/EWG vom 

24. Juni 1982 ubel die Gefah:'en sch'::e:-e:- U::falle bei bestiJTlmten 

I\jo\'ember hinsicht-

llCh der vorsorglichen Information de:- von eIne~ 5:0:-fall poten-

tlel1 betroffe:le:--. E='erso:len ubel: die Gefah:-en, die 51::::hel'heits-

maß:lahmen und das :-iehtlge Ve:-halten 1m Sto:-fa11 umgesetzt. 

Die Storfalllnf·o:'rnation hat nach § 14 ."".0S, 3 UIG lnsbesondere 

Angaben ube:- dIe am Sta::dort ausgefuhrten ~atigkelten, die mog-

lichen Gefahrenquellen l::ld uber die ,:'us\':lrkunge:l der Gefahren 

von S tor fallen au f Lebe" und GesundheIt von Nenscnen -und di e 

Umwelt zu beinhalten, Des weiteren si::d Angaben uber das riehti-

ge Verhalten der aevolker~ng bei Eintritt eInes Storfalles, uber 

inner- und außerbetriebliche Auskunftspersonen sowie uber die am 

Standort der AnLige getroffenen Sicherheitsvorkehrungen unter 

Einschi uß der Abs t immungs:naßnahmen mi t den Ka tas trophenschu tz­

behorden und -e:n!iehtungen Bestandteil der Storfal1information. 
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Die ln Ausführung des § 14 UIG ergangene Störfallinforma­

tionsverordnung (StIV) enthält nähere Bestimmungen über die 

Anlagentypen, die aufgrund ihrer Art, Größe oder spezifischen 

Gefahrengeneigtheit unter die Informationspflicht fallen . 

Die StIV beruht auf dem Prinzip der eigenverantwortlichen Wahr­

nehmung der Störfallinformation durch die Inhaber / innen von 

gefahrengeneigten Anlagen, die bis 30. November 1995 erfolgt 

sein muß. Zur Eigenverantwortlichkeit gehört auch die Wahl der 

angemessenen Methoden der Information der möglicherweise betrof­

fenen Öffentlichkeit durch die betroffenen Anlageninhaber/innen. 

Mehrere störfallinformationspflichtige Anlagen elnes Unterneh­

mens können sich ebenso zu einer elnzigen Störfallinformation 

zusammentun wie mehrere in einem räumlichen und sachlichen Zu­

sammenhang befindlich e st orfalli n f o rma ti on spflichtige Anlagen 

mehrerer Unternehme n. 

Die Mitwirkung der über die Gefahr von Störfällen zu infor­

mierenden Behörden (Genehmigungsbehörden, Bezirksverwaltungs­

behörden) an der Vollziehung der StIV beschränkt sich auf die 

Überprüfung der Einha ltung der Informationspflicht lm Zwei­

jahreszyklus u nd di e Ubermittlung der In f o r mation a n die für die 

allgemeine Katastrophenhilfe zuständigen Behö rden und Einrich­

tungen. 

Zur effizienten und möglichst reibungslosen Umsetzung der StIV 

wurden lm Auftrag des BMU einerseits eln Störfallinfor­

mations-Leitfaden für betroffene Unternehmen erstellt, der die­

sen helfen soll, die Störfallinformation rasch und verständlich 

zu realisieren und zu diesem Zweck zahlreiche Anleitungen, An­

wendungsprüfungen, Hintergrundinformation, Lösungsansätze und 

Praxisbeispiele liefert. 

Ferner wurde lm Auftrag des BMU auch eln Störfallinformations­

programm für Österreich erstellt, das im heurigen Jahr umgesetzt 

werden soll: Es beinhaltet neben allgemeinen Ausführungen zu 

gesellschaftlichen , begrifflich-konzeptuellen und argumentativen 

Grundlagen konkre t e Ansatzpunkte in Form der im folgenden zusam­

mengefaßten Maßnahmen. 
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In Zusammenarbeit mit dem BHU hat die Wirtschaftskammer Öster­

reich (WKÖ) zum Zweck der Sens ibil i s ierung und Informat ion be­

troffener Unternehmen in verschiedenen Publikationen Artikel zur 

Störfallinformation veröffentlicht. Weiters fand in Zusammenar­

beit zwischen BMU und WKÖ elne vom WIFI veranstaltete Seminar­

reihe zum Thema "Störfall im Betrieb" in mehreren Landeshaupt­

städten statt, die ebenfalls der besseren Information uber die 

Grundlagen und Anforderungen der Stor fall informat ion für Anla­

genbetreiber/innen dient. 

Ein weiterer Maßnahmenschwerpunkt stellt die Zusammenarbeit des 

BMU mit dem Bundesministerium für Inneres und den Selbstschutz­

Informationszentren (SIZ) der Lander statt. Den SIZ werden sel­

tens des BMU Informationsmaterialien und Artikelinhalte zur Ver­

öffentlichung in \;erschiedenen Publikationen zur Ver fugung ge­

stellt. Ferner ist die Durchführung von Musterprojekten auf re­

gionaler Ebene (vor allem in Oberösterreich und in der Steier­

mark) mit interessierten SIZ im Hinblick auf elne Einbindung der 

SIZ in die Storfallinformation als Vermittler zwischen Offent­

lichkeit und Betrieben geplant. 

Ein weiterer ProgrCl",m;:~r:kt ;'Jesteht :r. der Durchfuhrung elner 

gezielten frel\·:illigen Koordination der Storfallinformation in 

rorm zv:eler P ilotproj ekt e in ausgewählten Regionen Tirol sund 

Niederösterreichs unter der Anleitung der Umweltberatung Oster­

reich. Dabei sollen Positivbeispiele ~ahrgenommen und als Refe­

renzen für die ~eitere Aufklarungsarbeit exemplarisch herangezo­

gen werden. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen zur weite­

ren Kommunikation der StIV ausgewertet werden. 

Um Klarheit über die der StIV unterliegenden Anlagen zu erhalten 

und um die Vollziehung der StIV sicherzustellen, bedarf es elner 

zentralen Ermittlung und Führung einer entsprechenden Anlagen­

liste ("Störfallkataster" ). Der Aufbau des Störfallkatasters, 

der in den kommenden Monaten erfolgen soll, dient auch der Um­

setzung noch offener Regelungsaufträge der sogenannten "Seveso­

Rich tl inie" der EU und del- Er full ung von Ber i cht sp fl ichten an 

die Kommission der EU. Die ersten Gesprache sowie die Diskussion 

des möglichen Inhaltes des Storfallkatasters sind bereits ange­

laufen. 
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11. Problemstellung und Ziele der Studie 

Die Firma CONCEPT IV Unternehmensberatung wurde vom 
Bundesministerium für Umelt 1993 beauftragt, eine begleitende Studie 
zum Umweltinformationsgesetz (UIG) durchzuführen. 

Mit dieser empirischen Arbeit, die in zwei Schritten durchgeführt wurde, 
sollten verschiedene Dimensionen des Umweltinformations-gesetzes 
untersucht und deren Auswirkungen auch für andere Umweltgesetze 
empirisch erhoben und aufbereitet werden. 

Die Studie wurde in zwei Teilen durchgeführt. 

Ziel der Studie war die Untersuchung der Auswirkungen des 
Umweltinformationsgesetzes (UIG) auf Bürger, Medien, Politik und 
Verwaltung sowie die Erfassung von Problemen, die bei der Anwendung 
und Vollziehung des UIG auftreten könnten. 

Ferner sollte ein Vergleich zwischen der ersten Untersuchung (1993) und 
der zweiten Untersuchung (1994) gezogen werden. Welche 
Auswirkungen hatte das UIG ein Jahr bzw. zwei Jahre nach 
I nkrafttreten? 

Verwaltung 

Pressure Groups 

Medien 

UIG 

Bürger .... Unternehmen 

Politik 
Umweltinformationsgesetz Seite 3 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 73

www.parlament.gv.at



12. Forschungsprogramm 

12.1 Key - Fragen 

Folgende zu untersuchende Fragestellungen standen dabei im 
Vordergrund: 

• Wie hoch ist der Stellenwert von Umwelt und Umweltinformation 
bei den untersuchten Gruppen 7 

• Wie hoch ist der Bedarf an Umweltinformationen ("Marktvolumen" 
des UIG) 7 

Durch welche Informationskanäle fließt derzeit Umweltinformation 
in welchem Ausmaß 7 Wie werden sich die Kanäle durch das UIG 
verändern 7 Haben sie sich in den beiden letzten Jahren bereits 
verändert 7 

Wie stellen sich die untersuchten Gruppen eine "ideale" 
Umweltinformations-Weitergabe vor 7 

Wie hoch ist die Bereitschaft der Bürger zur aktiven 
Informationsbeschaffung 7 

• Wie entwickeln sich die Informationskanäle zwischen den 
Zielgruppen 7 

• Wie gehen Untemehmen mit dem UIG um 7 

Wer sind die Zielgruppen des UIG 7 

Wie hoch ist der Bekanntheitsgrad des UIG 7 

• In welchem Ausmaß wird das UIG akzeptiert und genutzt 7 

• Welche konkreten Erfahrungen haben Informationssuchende 
gemacht 7 

• Welche Auswirkungen hat das UIG auf Umweltbewußtsein und 
Umweltverhalten 7 

Wird durch das UIG das Vertrauen in die Transparenz der 
Behörden erhöht 7 

Sind die Behörden im Vollzug des UIG überlastet 7' 

Umweltinfor71ationsgesetz Seite 4 
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12.2 Die Vorgangsweise 

Am Beginn der Arbeit (Teil I) wurde ein Informationsmodell konzipiert. 
Das Informationsmodell enthält die zu untersuchenden Gruppen und die 
möglichen Informationskanäle. 
Nach ersten Gesprächen und Recherchen zur Überprüfung der 
relevanten Fragestellungen wurden grundsätzliche Hypothesen 
aufgestellt, die es im nächsten Schritt zu überprüfen galt. 
Daran anschließend erfolgte die Verifizierung/Falsifizierung des 
Informationsmodells und eine Zusammenfassung der wichtigsten 
Erkenntnisse. 

Erstellen eines 
Informations-Modells 

.. 

Bilden von 
Hypothesen 

Uberprüfung der 
Hypothesen 

Verifizierung/Falsifizierung 
des Informations-Modells 

Zusammenfassung der 
wichtigsten Erkenntnisse 

Umweltinformationsgesetz Seite 5 
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12.3 Das Informationsmodell 

Am Beginn der Arbeit wurde ein Informationsmodell konzipiert: 

Fragestellungen: 

• Wie stark sind die einzelnen Informationskanäle ? 
• Wo treten Barrieren/Hindernisse auf, in welcher Art und Stärke? 
• Welche konkreten Änderungen ergaben sich durch das UIG? 

Umweltinformationsgesetz Seite 6 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)22 von 73

www.parlament.gv.at



12.4 Die Hypothesen 

Nach ersten Literaturrecherchen und Gesprächen mit Personen und 
Gruppen, die mit dem UIG befaßt sind, wurden die relevanten 
Fragestellungen überprüft und Hypothesen aufgestellt: 

Bürger, die sich direkt für spezifische Umweltinformationen 
interessieren, gehören in der großen Mehrheit der Fälle einer 
Bürgerinitiative oder Interessenvertretung an. 

Bürger, die sich generell für Umwelt interessieren, beziehen diese 
Information aus den Medien. 

Die Bürger sind, soferne sie nicht direkt betroffen sind, nicht 
bereit, aktiv Umweltinformationen einzuholen. 

Wichtigste Zielgruppen des Umweltinformationsgesetzes sind 
Bürgerinitiativen, Pressure Groups und Medien. 

Das UIG ist bei den Bürgern weitgehend unbekannt. 

• Der Informationsfluß Unternehmen - Behörden wird sich 
problematisch gestalten. 

Als Schlüsselfaktoren für die Umsetzung des UIG werden 
auftreten: 

- Aufbereitung der Daten in verständlicher, aber 
aussagekräftiger Form 

- Transparenz/Glaubwürdigkeit der Behörde 

Umweltinformationsgesetz Seite 7 
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12.5 Erhebungsinstrumentarien und Zeitplan 

Fallstudien 

Die Problematik bezüglich Umweltinformationen wurde anhand von 
zwei Fallbeispielen (best case I worst case) konkret untersucht. In 
beiden Fällen wurde eine Deponie untersucht, um eine direkte 
Vergleichbarkeit zu gewährleisten. Da die beiden Fallbeispiele 
lediglich explorativen Zwecken dienten, wird auf eine Darstellung im 
Rahmen dieser Zusammenfassung verzichtet. 

Zeitraum: Juli bis Oktober 1993 

Tiefenin tervie ws: 

Zur umfassenden Abbildung der Situation rund um das UIG wurden 
Tiefeninterviews durchgeführt. 
Die Interviews dauerten ca. 2-3 Stunden und richteten sich an 
Personen , die unmittelbar mit dem UIG beschäftigt sind, um die 
relevanten Problemkreise möglichst genau zu erörtern und zu 
diskutieren. 

Die Befragung von Vertreterinnen von Umweltschutzorganisationen 
konzentrierte sich auf folgende Problemkreise: 

• Kenntnisstand des UIG 
• Stärken und Schwächen des UIG 
• Anwendbarkeit und "Marktvolumen" 

Zeitraum: Juli bis September 1993 
September bis November 1994 

Die Befragung von Vertreterinnen von Umweltverwaltungen 
konzentrierte sich auf folgende Problemkreise: 

• Stärken und Schwächen des UIG 
• Verwaltungsaufwand 
• Probleme der Verwaltung 

Zeitraum: Juli bis September 1993 
September bis November 1994 

Um we/tinforma tionsgesetz Seite 8 
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Die Befragung von Anlagenbetreibern konzentrierte sich auf folgende 
Problemkreise: 

Stärken und Schwächen des UIG 
Zusammenarbeit mit Behörden 
Komplexität der Informationsweitergabe 

Zeffraum: Septmber bis November 1994 

Die Befragung von Personen mff UIG-Erfahrung konzentrierte sich auf 
folgende Problemkreise: 

Stärken und Schwächen des UIG 
Erfahrungen mit dem Behördengang 
Professionalität der Auskünfte 

Zeitraum: Septmber bis November 1994 

Fragebogenaktion : 

Mittels schriftlichem Fragebogen wurde eine Befragung unter Umwelt­
Journalisten durchgeführt. 

Folgende Problemkreise wurden untersucht: 

Umweltberichterstattung 
Informationsquellen und Beschaffungswege 
Stärken / Schwächen des UIG 
Inhalte des UIG und deren Relevanz 

Zeitraum: Oktober 1993 

Als weiterer Schritt wurde eine detaillierte schriftliche Befragung von 
Umweltverwaltungen vorgenommen. 

Folgende Problemkreise wurden untersucht: 

Informationsfluß Unternehmen - Behörrde 
Anfrageart / Zielgruppen 
Verwaltungsaufwand 
Beschwerden 

Zeitraum: November bis Dezember 1994 

Umweltinformationsgesetz Seif99 
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Repäsentative Bevölkerunqsbefraqunq 

Eine r~präsentative Bevölkerungsbefragung konzentrierte sich auf 
folgende Schwerpunkte: 

Umweltbewußtsein 
Bedarf (Quantität und Qualität) an Umweltinformationen 
Informationsquellen 
Kenntnisgrad des UIG 

• Nutzungsgrad des UIG 

Zeftraum: September bis Oktober 1993 
November 1994 

Umweltinformationsgesetz Seite 10 
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\3. Ergebnisse der Zielgruppenerhebungen 

13.1 Befragung von Umweltverwaltungen 

3.1. 1 Tiefeninterviews 

Von den befragten Personen hatten bisher lediglich 30 % mit UIG­
Anfragen zu tun. Diese Personen behandelten insgesamt 44 
Informationsanliegen. Man hatte mit wesentlich mehr gerechnet. 

Man dem UIG sehr skeptisch gegenüber. 
Als positiv wird auch hier das verbriefte Recht des Bürgers auf 
Information gesehen. Auch erhofft man sich durch das UIG eine 
gewisse Klärung der Zuständigkeiten in den eigenen Reihen. 
Bemängelt wurde, daß länderspezifische Regelungen im UIG nicht 
erfasst sind. 

Anfrager sind vor allem interessierte/betroffene Bürger, Unternehmen 
und Bürgerinitiativen. Die meisten Anfragen betrafen die allgemeine 
Umweltsituation (vor allem Luft und Wasser). 

Als größtes Problem bei der Umsetzung des UIG wird die mäßige PR 
für dieses Gesetz gesehen. Das Gesetz sei weitgehend unbekannt. 

Das UIG verursacht daher derzeit keinen nennenswerten zusätzlichen 
Aufwand. Sollte das Gesetz jedoch durch entsprechende PR allgemein 
bekannt werden (wie z.B. bei der VerpackungsV), befürchtet man einen 
Ansturm. 
Ein Wunsch liegt auch im Aufbau eines EDV-Umweltdatennetzes. 
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3.1.2 Fragebogenaktion 

Die Auswertung beruht auf der Erfassung von 93 Umfragen. 

Der Informationsfluß Richtung Behörde 
Quellen : (Angaben in %) 
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Hauptsächliche Informationsquellen sind Literatur und Medien (ca . 
45%). 
Als "sonstige Informationsquellen" wurden angegeben: 

• Landesregierung / Fachabteilungen 
• Gemeinden 
• Gesetze 
• Privatpersonen 

Die Informationsbeschaffung erfolgt zu 60 % auf dem formellen Weg 
und zu 40 % durch "inoffizielle Strategien", 

Der Informationsfluß von Quelle zu Behörde funktioniert bei .. .. . 

Unternehmen s~hr gut 21 3 0 5 16 7 sehr schlecht 

Ministerien sehr gut 1 21 3 0 5 16 7 sehr schlecht 

Kammern sehr gut 21 3 14 0 6 7 sehr schlecht 

Umweltschutzorganisationen sehr gut 211 4 15 16 7 sehr schlecht 

Literatur sehr gut 1 613141516 7 sehr schlecht 

Medien sehr gut 11 2 0 4 15 16 7 I sehr schlecht 
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Umwelt-Institute sehr gut 11 12 84 15 16 17 I sehr schlecht 

Die Bewertung der Informationen bezüglich: (Schulnoten) 

Verständ- VoIIstän- Info- Wahrheits-
lichkeit digkeit gehalt gehalt 

Unternehmen [TI] [TI] [TI] [TI] 
Ministerien [Q] [TI] ~ ~ 
Kammern ~ [}J] [TI] ~ 

U mweltsch utzorgan isationen § [IQ] [TI] ~ 
Literatur ~ [TI] [;QJ [TI] 
Medien 0J [TI] [TI] [TI] 

Umwelt-Institute [;QJ [TI] [;QJ [TI] 

Unternehmen liefern einigermaßen verständliche und relevante 
Informationen, jedoch wird die Vollständigkeit und der Wahrheitsgehalt 
angezweifelt. 

Ministerien liefern Informationen mit hohem Wahrheitsgehalt, jedoch 
meist nicht sehr aktuelle. 

In Relation zu den anderen Quellen ist man mit den Kammern am 
unzufriedensten. Der Informationsgehalt wird kritisiert, ebenso die 
Relevanz. 

Umweltschutzorganisationen liefern aktuelle und verständliche 
Informationen, jedoch oft nicht vollständig und objektiv. 

Gut anerkannt als Informationsquelle ist die Literatur, jedoch mit dem 
Nachteil, nicht immer aktuell zu sein. 

Medien bringen sehr aktuelle und verständliche Informationen, deren 
Wahrheitsgehalt und Vollständigkeit jedoch stark angezweifelt wird. 

Als attraktivste Informationsquellen gelten die Umweltinstitute. 

Um weltinforma tionsgesetz 

Aktualität 

[TI] 

[TI] 

~ 
[IQ] 
[TI] 

[TI] 

[TI] 
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Die Schwierigkeit des Informationszuganges: 

Luft sehr schwierig 1 21 3 19 5 16 17 nicht schwierig 

Wasser sehr schwierig 21 314 0 6 17 nicht schwierig 

Boden sehr schwierig 1 21 3 195 61 7 nicht schwierig 

Tier- und Pflanzenwelt sehr schwierig 1 213 05 61 7 nicht schwierig 

Emissionen v. Industrieanlagen sehr schwierig 2 04 15 61 7 nicht schwierig 

Emissionen b. Gewerbebetr. sehr schwierig 1 2 0415 61 7 nicht schwierig 

Müll sehr schwierig 21 3 195 61 7 nicht schwierig 

Ulrm sehr schwierig 21 3 05 6 17 I nicht schwierig 

radioaktive Strahlung sehr schwierig 1 2 0415 6 17 I nicht schwierig 

Störfälle sehr schwierig 2 0415 6 17 I nicht schwierig 

Am schwierigsten ist der Info-Zugang bei Störfällen, wo auch das 
Informationsdefizit am höchsten ist. 

Informationsdefizit: 

Luft sehr hoch 1 21 3 19 5 16 17 sehr niedrig 

Wasser sehr hoch 1 21 3 0 516 17 sehr niedrig 

Boden sehr hoch 1 20 4 151 6 17 sehr niedrig 

Tier- und Pflanzenwelt sehr hoch 2 0415 61 7 sehr niedrig 

Emissionen v. Industrieanlagen sehr hoch 1 2 0415 6 17 sehr niedrig 

Emissionen b. Gewerbebetr. sehr hoch 1 2 0415 61 7 sehr niedrig 

Müll sehr hoch 1 21 3 05 61 7 sehr niedrig 

Lärm sehr hoch 21 3 05 61 7 sehr niedrig 

radioaktive Strahlung sehr hoch 2 0415 61 7 sehr niedrig 

Störfälle sehr hoch 11 D 3 14 15 16 17 1 sehr niedrig 
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Gründe für Informationsdefizit: (Angaben in % von 100 %) 

Aufwand 
zu groß 

Unwille Unwissen Betriebs­
geheimnis 

Hauptgründe für Informationsdefizite bestehen im zu großen Aufwand 
der Beschaffung der Daten (52 % der Befragten) sowie im Unwillen der 
Wissenden zur Informationsweitergabe (47 %). 

Ob die Informationen aufbereitet werden müssen, zeigt folgendes Bild : 

Weit über die Hälfte der Informationen mOssen weiter aufbereitet 
werden . 
In 58 % der Fälle übernimmt diese Aufgabe die Behörde selbst. 
Weiters folgen: Sachverständige (15 %), Landesdienststellen (5%) 
sowie Ziviltechniker und Umweltinstitute in je 2 % der Fälle. 

Um we/tinformationsgesetz Seite 15 
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Die größten Probleme der Informationsbeschaffung liegen in folgenden 
Gründen: 

• zu hoher Aufwand 
• Zeitmangel 
• zu geringe Personalkapazitäten 
• fehlende Daten, Unwissen 
• mangelndes Wissen wer-was-wo 

Anfragen zum UIG 

Anfragen zum Thema Umwelt wurden überwiegend telefonisch 
eingebracht, gefolgt von schriftlich und persönlich. 

Bei 63 % der Befragten wurde keine Anfrage eingebracht. 

Beim verbleibenden Rest wurden unter dem Titel "UIG" insgesamt 156 
Anfragen eingebracht, davon waren rund 

- 8 % persönlich (12 Anfragen) 
- 17 %telefonisch 
- 75 %schriftlich 

Die überwiegende Anzahl konnte positiv bzw. teilweise positiv 
beantwortet werden . 

Gründe tür eine nicht positive Beantwortung waren : 

• unvollständige Information 
• Unzuständigkeit der Behörde 
• Anfrage zu komplex 

Die häufigsten Anfragethemen : 

Luft sehr häufig 

Wasser sehr häufig 

Boden sehr häufig 

Tier- und Pflanzenwelt sehr häufig 

Emissionen v. Industrieanlagen sehr häufig 

Emissionen b. Gewerbebetr. sehr häufig 

Müll sehr häufig 

Lärm sehr häufig 

radioaktive Strahlung sehr häufig 

Störfälle sehr häufig 

Umweltinformationsgesetz 

(52 %) 
(35 %) 

(24 %) 

11 2 11 415 6 17 I gar nicht 

11 2 D 415 6 17 I gar nicht 

11 2 13 11 5 6 17 1 gar nicht 

11 2 13 11 5 6 7 gar nicht 

1112 11 415 6 7 gar nicht 

11 2 11 415 6 7 gar nicht 

11 2 D 415 16 7 gar nicht 

11 2 13 11 5 16 7 gar nicht 

11 2 13 1415 D7 gar nicht 

1 121314 El617 gar nicht 
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Die Anfragen betreffen meist Luft (Emissionen) und Wasser. Die 
wenigsten Anfragen betreffen "radioaktive Strahlung". 

Die Person des Anfragers 
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Überwiegend werden die Anfragen von Privatpersonen gestellt 
(62,5%) . 

38 % der Anfrager kommen aus einer "gehobenen" Bildungsschicht, 
19,5 % aus einer "weniger gehobenen" (Rest unbekannt) . 

Das Alter der Anfrager 

eher jünger mittel älter weiß nicht 

Die Anfrager werden zu 57 % als hartnäckig bezeichnet (10 % sehr 
hartnäckig) . "Eher wenig hartnäckig" seien nur 18 %. 

Nur 16 % der Befragten geben an, daß bei den Anfragern das 
Umweltinteresse manchmal oder häufig vorgetäuscht ist. 

Um weltinforma tionsgesetz Seite 17 
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Die häufigsten Motive einer Anfrage sind: 

• Angst / Sorge 
• persönliches Interesse 
• Belästigung 
• Schutz (Familie, Eigentum) 
• Umwelt-Bewußtseinsbildung 

Der Aufwand der Anfragebearbeitung 

Nur 25 % der Befragten geben an, der Aufwand in ihrer Behörde sei 
durch die Existenz des UIG gestiegen, wobei nur 1,3 % (= 1 Fall) von 
einem deutlich gestiegenen Aufwand spricht. 

Durchschnittlich ist eine Stunde für die Bearbeitung einer Anfrage 
notwendig, in weniger als 20 % der Fälle dauert es 2 bis 4 Stunden. 

Folgende Arbeitsschritte benötigen folgenden Zeitaufwand : 
(gesamte Bearbeitung der Anfrage = 100 %) 

~ '" .... I c 
t: VI 0 .c Q) '" .... U .0 -=:.0 .c 

Q) c ::J 0·- Q) 
Q 0 lf) ::J ~ ~ c 

y: I < -.c Q) 

0 I c u D 
0 < VI 

C 
C 

Der überwiegende Teil der Zeit einer Anfragebearbeitung fließt in den 
persönlichen Kontakt mit dem Anfrager. Die Beschaffung der 
Information macht nur ein Viertel des Zeitaufwandes aus. 

In zwei Fällen mußte ein Ortsaugenschein durchgeführt werden. 
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In 52 % der Fällen erfolgen zwei Kontakte mit dem Anfrager, sonst 
meist einer (19 %) oder drei (16 %). 

Eine Anfragebeantwortung umfaßt in 75 % der Fälle eine oder zwei 
Seiten. 

In 17 Fällen wurde ein Bescheid verlangt, in 10 Fällen auch ausgefolgt. 
Nur bei einem Befragten wurde gegen einen Bescheid berufen. 

In 35 Fällen wurde das Geschäfts-/Betriebsgeheimnis angesprochen, in 
32 Fällen Akteneinsicht verlangt. 

Beschwerden von Anfragern 

Die häufigsten Beschwerden sind: 

• Vollständigkeit der Information mangelhaft 
• Zuständigkeit nicht eruierbar 
• Verständnisprobleme 
• Behörde erteilt Auskunft zu langsam 

Nur bei 20 % der Befragten wurden Beschwerden registriert. 

Fragen zum UIG 

Die größten Probleme der Umsetzung des UIG liegen nach Meinung 
der Befragten in 

• UIG in der Öffentlichkeit zu wenig bekannt 
• Informationsmangel der Behörden 
• Zeitmangel bei Anfragebeantwortungen 
• fehlende Datenvernetzung 

Die Gründe: 

56 % sind der Meinung, daß die Behörden überfordert sind. 

75 % beklagen, daß sie nur schwer an relevante Informationen von 
Unternehmen gelangen. 

Daß der bürokratische Aufwand zu hoch sei, bejahen 80 %. 

Gar 87 % sind der Meinung, daß das UIG von der Bevölkerung nicht 
angenommen wurde. 
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Folgende Voraussetzungen müßten erfüllt sein, damit das UIG optimal 
umgesetzt werden kann: 

• Gesetz bekannt machen 

• Informations-Bringschuld an Bevölkerung ernstnehmen 

• verständlicher Gesetzestext 

• Aufbau eines flexiblen Datennetzes 

• Umweltdatenkatalog 

• Definition der anzufragenden Stellen 

• direkteren Zugang zu zuständiger Behörde schaffen 

Auswirkungen des UIG: 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts: Grad der Ablehnung) 

keine 

höhere Transparenz der Umweltdaten 

höheres Umweltbewußtsein 

höhere Akzeptanz von Umweltschutz­
maßnahmen bei Unternehmen 

höhere Umweltschutzinvestitionen 

höhere Kontrolle der Umweltverschmutzer 

mehr Gelder für Umwelt-Forschung 

Zunahme der Bürgerinitiativen 

größerer Erfolg der Bürgerinitiativen 

ScMdigung der Wirtschaft 

höhere aktive Beteiligung der Bürger an 
Umweltschutzmaßnahmen 

- - . 
;: ;- - I 

,." ... 

~~ . . ~ ~~~; , 

62 % der Befragten glauben nicht an irgendwelche Auswirkungen, die 
das UIG in Zukunft haben wird . 

Um we/tinforma tionsgesetz Seite 20 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)36 von 73

www.parlament.gv.at



61 % sind jedoch der Meinung, daß das UIG die 
Umweltdatentransparenz erhöht, aber nur 44 % glauben, daß sich 
dadurch auch das Umweltbewußtsein verbessert. 

38 % glauben, daß das UIG zu einer höheren Akzeptanz von 
Umweltschutzeinrichtungen bei Unternehmen führt. 

Rund 60 % erwarten sich vom UIG eine bessere Kontrolle der 
Umweltverschmutzer. 

Nur 24 % glauben an mehr Forschungsgelder durch das UIG. 

51 % rechnen mit einem höheren Erfolg von Bürgerinitiativen durch das 
UIG, nur 20 % glauben an eine Schädigung der Wirtschaft. 

43 % sind der Meinung, daß sich die Bürgernähe der Behörden durch 
das UIG verbessert. 

13.2 Befragung der Umweltschutzorganisationen 

Die Einstellung der Umweltorganisationen hat sich im Vergleich zu 
1993 nicht wesentlich geändert. 
Die Umweltsituation wird nach wie vor als sehr bedenklich gewertet, 
wobei die Hauptverantwortung den Politikern zufällt, aber auch in 
zunehmendem Maße jedem einzelnen. Auch habe das 
Umweltinteresse in letzter Zeit eher abgenommen. 

Als äußerst gelungene und professionelle Bürgerinformation wird die 
"EU-Kampagne" gewertet, als negatives Beispiel die PR-Arbeit rund um 
das C02 angesehen, ebenso die "Ozon-Kampagne". 

Um erfolgreich zu informierten, müssen It. Umweltschutz­
organisationen immer ganz konkrete Lebensbedürfnisse der Menschen 
angesprochen werden. Information ist immer eine Bringschuld. 

20 % der Befragten hatten konkrete Erfahrungen mit dem UIG 
gemacht. Positiv bemerkt wurde die rasche Bearbeitung der Anfragen, 
doch hatte man das Gefühl, "zensurierte" Daten erhalten zu haben. 
Bemängelt wurde, daß man sich auch in den Behörden über die 
Zuständigkeiten bezüglich des UIG nicht ganz im klaren zu sein 
scheint. 
Die meisten jedoch verlassen sich lieber auf ihre informellen Quellen, 
die auch bei Behörden meist sehr gut funktionieren. 
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Als positiv am UIG wird das grundsätzliche Recht der Bürger auf 
Information gewertet. Beanstandet wird, daß wirklich "heiße Daten" 
unter dem Mantel "Betriebs- und Geschäftsgeheimnis" zurückgehalten 
werden. 

Es herrscht der dringende Wunsch nach Mehrinformation über geplante 
Projekte. 
Die Informationen sollten besser interpretiert und in einen 
Gesamtzusammenhang gestellt werden. 

Nach Ansicht der Umweltschutzorganisationen sollte jede 
Umweltbehörde einen Beauftragten haben, der Umweltdaten erklären 
und interpretieren kann . 
Auch wird dringend ein Zuständigkeitskatalog (wer gibt wo welche 
Informationen ?) verlangt. 

Stark bemängelt wurde auch der Bekanntheitsgrad des UIG, das nach 
wie vor als "geheimes Gesetz" gehandelt wird. 

13.3 Befragung von Personen mit UIG-Erfahrung 

Auch diese Personen haben gegenüber der Umwelt eine sehr kritische 
Einstellung und nennen als Schuldige: jeden einzelnen, Politiker und 
Unternehmen. 
Die überwiegende Mehrzahl der Befragten arbeitet aktiv in einer 
Bürgerinitiative. 

Rund 30 % der Befragten steht dem UIG positiv gegenüber. Es 
erleichtere den Informationszugang und erhöhe die Transparenz 
betrieblicher Vorgänge. 
Als negativ ist zu werten, daß das UIG in der Bevölkerung kaum 
bekannt ist, die Daten unter dem . Titel "Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnis" zensuriert werden und die Behörden oft unwillig 
bei der Weitergabe von Informationen sind . 

Sämtliche Anfragen, die von diesen Personen eingebracht wurden , 
bezogen sich auf ganz konkrete Projekte. 

Die Hälfte der Befragten bemängelte die Auskunftsbereitschaft der 
Behörden. Die Daten wären unvollständig und zu fachspezifisch. Nur 
25 % waren mit den erhaltenen Auskünften inhaltlich voll zufrieden . 
Argumente für die mangelhaften Auskünfte lagen hauptsächlich im 
Nicht-Vorhandensein dieser Daten. 
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Rund 40 % bewerten ihre Gesamt-Erfahrungen mit dem UIG als gut, 20 
% als sehr schlecht. 

Zur optimalen Umsetzung des UIG müßte das Gesetz allgemein 
bekannt gemacht werden. Dazu sollte ein Katalog erstellt werden, wo 
welche Informationen aufliegen. 

/3.4 Befragung von Anlagenbetreibern 

Der überwiegende Teil der Befragten schätzt die Umweltsituation als 
kritisch ein. 

Eine offene Kommunikationspolitik zwischen Unternehmen und 
Bürgern wird als wesentlich angesehen. Daher haben die meisten der 
Befragten einen "Tag der offenen Tür" eingeführt bzw. informieren die 
Bevölkerung durch Flugblätter. 

Die Meinungen zum UIG sind sehr geteilt und reichen von "Zumutung" 
bis "durchaus positiv". Als positiv wurde vermerkt, daß das UIG auch 
bei betrieblichen Abläufen für mehr Transparenz sorgt. 
Bekrittelt wurde, daß man zur Umsetzung des UIG Juristen benötige, 
sich Genehmigungsverfahren noch weiter in die Länge ziehen und 
daher ein unzumutbarer Aufwand entstünde. 

Rund 80 % der Befragten hatten jedoch noch keine Erfahrungen mit 
dem UIG gemacht, da ihr Unternehmen ja ohnedies offen informiere. 

Die Zusammenarbeit mit den Behörden wird als "gut" bezeichnet, wobei 
jedoch der informelle Weg vorzuziehen sei. 
Manchmal treten jedoch auch Schwierigkeiten auf, da die Behörde 
wenig Verständnis für betriebliche Notwendigkeiten aufbringt und nur 
danach trachtet, sich nach allen Seiten hin abzusichern, um keine 
Verantwortung tragen zu müssen. 

Trotzdem meint die Hälfte der Befragten, den Forderungen des UIG 
nachkommen zu können. Die meisten Daten lägen ohnehin aufgrund 
anderer gesetzlicher Vorschriften a~f. 
Sorge besteht bei den Deponiebetreibern, da nicht jede Fuhre 
Hausmüll genau untersucht werden könne. 

Bedenken gegenüber dem UIG bestehen insofern, als manche 
Anlagenbetreiber fürchten, mittels UIG könne "Spionage" betrieben und 
Rückschlüsse auf technische Verfahren etc. gezogen werden. 
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Nach Ansicht der Befragten wird durch das UIG das Interesse der 
Bevölkerung an Umweltdaten steigen. Ein Drittel sieht keine wie immer 
gearteten Auswirkungen des UIG. 

13.5 Medienbefragung 

Die Befragung fand wenige Monate nach Inkrafttreten des UIG statt -
im Oktober 1993. 

Von den befragten Journalisten haben bereits 95 % selbst Artikel zum 
Thema "Umwelt" verfaßt. 76 % der Befragten gaben an , daß Ihre 
Zeitung bereits mehrmals eine Bürgerinitiative mit medialen Mitteln 
unterstützt hat. 
60 % der Journalisten sind der Meinung , daß sich die Umweltsituation 
in Zukunft verschlechtern wird . 
Über 85 % stimmen jedoch der Feststellung zu , daß eine verbesserte 
Umweltinformation auch die Umweltsituation verbessert. 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts: Grad der Ablehnung) 

Wenn die Bevölkerung über die Umwelt besser informiert 
wäre, würde sich auch die Umweltsituation verbessern . 

Politiker setzen sich nur halbherzig für die Umwelt ein. 

Ich hätte gerne mehr Informationen über die Umwelt. 

Unternehmen und Firmen haben schon viel für die 
Umwelt getan. 
Nur mit strengeren Gesetzen wird sich die 
Umweltsituation verbessern. 

Es ist mir unangenehm, auf eine Behörde zu gehen. 

Unternehmen und Firmen vertuschen die 
Umweltsituation. 

Umweltgesetze werden in der Regel gut eingehalten. 

Übertretungen von Umweltgesetzen gehören strenger 
bestraft. 
Die Umweltsituation würde sich nur verbessern, wenn 
jeder sein Verhalten ändert. 

..,;: 

Die Umwelt journalisten sind der Meinung, da~ sich durch geändertes 
Verhalten, strengere Bestrafung von Umweltsündern und bessere 
Information die Umweltsituation bessert. Wenig bzw. nur halbherzigen 
Einsatz für .die Umwelt zeigen Politiker und Unternehmen. 
Auch Behörden setzen sich nach Meinung der Journalisten 
unzureichend für die Umwelt ein (mit einem Wert von 4,9 auf einer 
Skala von 1 bis 7) . 
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Schwierigkeit beim Informationszugang: 

Luft 

Wasser 

Boden 

Tier- und Pflanzenwelt 

Emiss. von Industrieanlagen 

Emiss. bei Gewerbebetrieben 

Müll 

Lärm 

radioaktive Strahlung 

Störfälle bei Industrieanlagen 

sehr schwierig /1 /2 13 /4 116 7 nicht schwierig 

sehr schwierig 11 /2 /3 D 5 /6 7 nicht schwierig 

sehr schwierig /1 /2 13 D 5 /6 7 nicht schwierig 

sehr schwierig 11 12 13 14 El6 7 nicht schwierig 

sehr schwierig /1 fJ 3 /4 /5 /6 17 nicht schwierig 

sehr schwierig 11 fJ 3 14 15 16 /7 nicht schwierig 

sehr schwierig /1 /2 13 /4 116 /7 1 nicht schwierig 

sehr schwierig /1 12 /3 D 5 /6 /7 / nicht schwierig 

sehr schwierig /1 /2 114 /5 16 17 / nicht schwierig 

sehr schwierig /1 fJ 3 14 15 16 17 / nicht schwierig 

Bei Emissionen und Störfällen ist der Informationszugang am 
schwierigsten. Weniger Probleme bereitet der Informationszugang zum 
Thema Wasser, Luft, Boden, Müll etc., da es sich hier meist um 
allgemein-statistisches Material handelt. 

Informationsdefizit: 

Luft 

Wasser 

Boden 

Tier- und Pflanzenwelt 

Emiss von Industrieanlagen 

Emiss. bei Gewerbebetrieben 

Müll 

Lärm 

radioaktive Strahlung 

Störfälle bei Industrieanlagen 

sehr hoch 1 /2 13 /4 116 /7 1 sehr niedrig 

sehr hoch 1 12 13 D 5 16 17 1 sehr niedrig 

sehr hoch 1 12 114 15 16 17 1 sehr niedrig 

sehr hoch 1 12 13 D 5 16 17 I sehr niedrig 

sehr hoch 1 fJ 3 14 15 16 17 1 sehr niedrig 

sehr hoch 1 fJ 3 /4 15 6 17 1 sehr niedrig 

sehr hoch [1 /2 13 D 5 6 7 1 sehr niedrig 

sehr hoch 11 12 130 5 6 7 1 sehr niedrig 

sehr hoch 1 1 12 0 415 6 7 I sehr niedrig 

sehr hoch 1 1 6131 4 15 6 7 I sehr niedrig 

Auch hier zeigt sich ein ähnliches Bild. Wo der Informationzugang 
schwierig ist, besteht naturgemäß auch ein Informationsdefizit. 
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Glaubwürdigkeit der Informationen: 

-~" _: .. - ~resse _ _sehr glaubwürdig 1 12 11415 16 17 unglaubwürdig 

Fernsehen sehr glaubwürdig 1 12 11 4 15 16 17 unglaubwürdig 

Fachzeitschriften ,sehr glaubwürdig 1 fJ 3 14 15 16 17 unglaubwürdig 

Freunde I Bekannte sehr glaubwürdig 1 2 13 a 5 6 7 unglaubwürdig 

Umweltschutzorganisationen sehr glaubwürdig 1 2 114 15 6 7 unglaubwürdig 

Bürgerinitiativen 

Behörden 

Unternehmen 

Fachbücher 

sehr glaubwürdig 2 114 15 6 7 1 unglaubwürdig 

sehr glaubwürdig ,.. 2 13 a 5 6 7 1 unglaubwürdig 

sehr glaubwürdig 11 213 14 BI 6 7 I unglaubwürdig 

-sehr glaubwürdig 11 EI 3 1415 16 7 I unglaubwürdig 

Höchste Glaubwürdigkeit der Information besitzen Fachzeitschriften und 
Fachbücher, die geringste Unternehmen und Behörden. Dies deckt sich 
auch mit der vorhergehenden Frage, wo die große Mehrheit der Meinung 
ist, daß Unternehmen die Umweltsituation vertuschen. 
Nur 15 % fragen bei Behörden nach. Als Grund dafür wird angegeben, 
daß Behörden in der Auskunftserteilung einerseits überlastet und 
andererseits sehr zurückhaltend seien. 

Informationsquellen: 

Knapp mehr als die Hälfte der Informationen (53 %) beziehen die 
Journalisten aus "informellen Quellen". 
Eine Aufschlüsselung zeigt folgende Verteilung: 
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Den überwiegenden Teil der Informationen beziehen die Journalisten 
von Umweltschutzorganisationen und Fachzeitschriften/Fachbüchern. 
Bemerkenswert ist, daß von Behörden nur halb soviel Information 
bezogen wird wie von Umweltschutzorganisationen! 

Schwierigkeit des Informationszuganges: 

Femsehen sehr schwierig 11 2 3 41 5 16 g nicht schwierig 

Fachzeitschriften sehr schwierig 1 2 3 4 15 117 I nicht schwierig 

Freunde / Bekannte sehr schwierig 1 2 3 40 6 17 nicht schwierig 

Umweltschutzorganisationen sehr schwierig 2 3 41 5 07 nicht schwierig 

Bürgerinitiativen sehr schwierig 1 213 40 6 17 nicht schwierig 

Behörden sehr schwierig 21 3 0 5 16 17 nicht schwierig 

Unternehmen sehr schwierig U 3 14 15 16 17 I nicht schwierig 

Am schwierigsten ist der Informationzugang bei Behörden und 
Unternehmen! 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts: Grad der Ablehnung 

Behördenwege sind mir zu mühselig . 

Behörden sind bei der Auskunftserteilung sehr 
zurückhaltend. 

Umwelt-Auskünfte von Behörden sind unverst~ndlich . 

Umwelt-Auskünfte von Behörden sind nicht auf dem 
neuesten Stand. 

Umwelt-Auskünfte von Behörden dauern mir zu lange. 

Die Behörden wissen selbst nicht Bescheid. 

Die Behörden sind überfordert. 

Umwelt-Auskünfte von Behörden sind unglaubwürdig. 

Umwelt-Auskünfte bei Behörden erhalte ich nur, wenn 
mir der Beamte persönlich bekannt ist. 

Der Grund für die mangelnde Einbindung der Behörden in den 
Umweltinformationsfluß liegt im mangelnden Vetrauen in die 
Transparenz der Behörden 0Nert 4,5 bei Skala 1 bis 7) . Zwar gelten die 
Informationen der Behörden als verständlich und glaubwürdig, jedoch 
ist man überzeugt, daß die Behörden mit dem Problem überlastet und 
in der Auskunftserteilung zurückhaltend sind. 
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Bei nicht zufriedenstellender Auskunftserteilung würden sich 82 % der 
Journalisten die Informationen aus anderen Kanälen verschaffen . Nur 
13 % würden den Instanzenweg weiter verfolgen! 

Der Bekanntheitsgrad des UIG beträgt unter Journalisten knapp über 
80 %. 

Zwei Drittel der Befragten sind der Meinung, daß das UIG die 
Umweltsituation leicht verbessern wird. 

Ein Drittel hält das UIG für umsetzbar. Die Zahl derer, die das UIG eher 
für nicht umsetzbar halten , überwiegt leicht. 
Als Hauptgründe hierfür werden wieder die Überforderung der 
Behörden und einer damit verbundenen Zurückhaltung bei der 
Auskunftserteilung angeführt. 

Hauptkritikpunkte am UIG: 

1. Gesetz unbekannt 62 % 
2. Behörden überfordert 47 % 
3. Problem der Geheimhaltung 25 % 

weiters: 
- zu wenig handfest 
- Falsche Daten von Unternehmen 
- Nur Grenzüberschreitungswerte werden weitergegeben 
- Epidemiologische Daten nicht erfasst 
- Unternehmen fühlen sich als Umweltmelkkühe 
- unverständlich 
- Parteisstellung unzureichend geregelt 
- Daten zu undetailliert 
- Mangelhafte Auskünfte 
- Auskunftserteilung dauert zu lange 
- Wiedersprüchliche Auskünfte 
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Auswirkungen des UIG: 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts: Grad der Ablehnung) 

keine 

höhere Transparenz der Umweltdaten 

höheres Umweltbewußtsein 

höhere Akzeptanz von Umweltschutz­
maßnahmen bei Unternehmen 

höhere Umweltschutzinvestitionen 

höhere Kontrolle der Umweltverschmutzer 

mehr Gelder für Umwelt-Forschung 

Zunahme der Bürgerinitiativen 

größerer Erfolg der Bürgerinitiativen 

Schädigung der Wirtschaft 

höhere aktive Beteiligung der Bürger an 
Umweltschutzmaßnahmen 

~ 
~ 

Im Bereich der erwarteten Auswirkungen herrscht noch deutliche 
Unsicherheit (Oktober 1993). Meist wurde die Spalte mit "trifft eher zu" 
oder "trifft eher nicht zu" angekreuzt. Die Streubreiten sind sehr gering. 
Das UIG wird nach Meinung der Umwelt journalisten positive 
Auswirkungen haben in Bezug auf die Verbesserung der 
Informationssituation und der Umweltsituation im allgemeinen. Die 
Wirtschaft werde durch das UIG nicht geschädigt. 
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13.6 Befragung der Bevölkerung 

Die Befragung wurde zweimal durchgeführt (Oktober 1993 und 
November 1994). 

In Klammer, kursiv gestellt, finden sich die Werte von 1993. 

Bürgerinitiativen: 

39 % der Befragten (25 %) haben bereits eine Umweltorganisation / 
Bürgerinitiative unterstützt, vor allem Personen mit höherer 
Schulbildung und Studenten bzw. Freiberufler (Anteil über 50%). 

Umweltsituation allgemein: 

Über die Hälfte der Befragten gibt an, daß sich die Umweltsituation 
in Zukunft verschlechtern wird, 31 % (34 %) glauben an eine 
Verbesserung . Besonders pessimistisch ist man in Wien (nur 24 % 
sehen eine Verbesserung), Salzburg und Tirol. Ebenso sehen die 
Frauen die Zukunft wesentlich pessimistischer (28 % glauben an 
eine Verbesserung gegenüber 35 % bei Männern). Der Optimismus 
nimmt mit dem Alter dramatisch ab (von 38 auf 21 %). 

Daß eine verbesserte Information auch die Umweltsituation 
verbessert, findet bei 87 % (78 %) der Befragten Zustimmung. 

Informationsquellen : 

Nur 38 % (31 %) der Befragten sind von der Glaubwürdigkeit der 
Medien überzeugt. Besonders skeptisch sind die Salzburger (27 %), 

zufrieden die Burgenländer (60 %) . Die Skepsis nimmt mit der 
Ausbildung zu (von 32 auf 50 %). 

Umweltinformationsgesetz: 

Der direkte Bekanntheitsgrad liegt bei 13 %.(6 %) und gestützt (d.h. 
auf die Frage, ob der Betreffende das UIG kenne) bei 16%. 

20 % der Befragten haben schon davon gehört, ohne daß sie jedoch 
nachvollziehen könnten, was genau gemeint sein (gestützt 70 %). 
Bei genauerer Nachfrage konnte jedoch herausgefunden werden, daß 
das UIG oftmals mit der Verpackungsverordnung verwechselt 
wurde. 
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Besonders gering ist der Bekanntheitsgrad in Salzburg (8%). Bei 
Befragten mit Universitätsabschluß beträgt der Bekanntheitsgrad des 
UIG 20 %,. bei Freiberuflern 26 %. Besonders schlecht informiert: 
Arbeiter und Hausmänner/frauen. 

Die Befragten hatten vom UIG aus folgenden Quellen gehört (in %): 
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Das UIG dürfte sich hauptsächlich durch Mundpropaganda verbreitet 
haben. Kein einziger hatte zum ersten Mal vom UIG aus Tages- bzw. 
Wochenzeitungen oder aus dem Fernsehen gehört. 

1993 bejahten die Frage, ob der Betreffende von einem derartigen 
Gesetz Gebrauch machen würde, nur 6,6 %. Von diesen konnten 
sich 63 % vorstellen, das UIG zu nutzen. Überdurchschnittlich hoch 
war der Anteil bei Studenten (15 %) und Freiberuflern (22 %). 
Wenig Interesse zeigten Arbeiter und Hausfrauen sowie Jugendliche 
(mit Ausnahme Studenten). 
Höhere Bereitschaft, das UIG zu nutzen, zeigten die Steirer (13 %). 
Dies könnte mit der aktuellen Diskussion um die "ennsnahe Trasse" 
zusammenhängen. 

1994 hatten 2 % der Befragten angegeben, vom UIG bereits 
Gebrauch gemacht zu haben (d.s. 21 Personen aus Wien, Kärnten 
und der Steiermark). Dies sind vor allem Personen zwischen 30 und 
49 Jahren. 17 % der Freiberufler gaben an, vom UIG Gebrauch 
gemacht zu haben. 

5,5 % gaben an, daß Freunde/Bekannte bereits vom UIG Gebrauch 
gemacht hätten. 
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Der Prozentsatz, der sich durchaus vorstellen könnte, vom UIG 
Gebrauch zu machen, liegt bei knapp 24 % (6,6 %). Nur 16 % 
lehnten ab, 60 % sind unentschlossen bzw. gaben keine Antwort. 
Besonders hoch ist der Anteil derjenigen, die vom UIG Gebrauch 
machen könnten, im Burgenland (47%), besonders niedrig in 
Oberösterreich (17%). Die Tendenz steigt mit dem Alter (von 18 auf 
27 %). Freiberufler und Befragte in leitender Stellung werden 
vermehrt Gebrauch machen. 

Information durch Behörden: 

Nur 18 % (18 %) der Befragten fühlen sich von den Behörden 
richtig informiert, besonders skeptisch sind die Studenten (5%). 
Fast die Hälfte der Befragten (46 % ) (43 %) meinten, daß die 
Behörden die Umweltsituation verschleiern. 36 % (38 %) glauben, 
daß auch die Behörden nicht Bescheid wissen. 
Das Mißtrauen ist vor allem bei Jugendlichen ausgeprägt und wird 
mit zunehmendem Alter abgebaut. 
Der Anteil der Skeptiker ist bei Studenten, Angestellten und 
Personen in leitender Stellung am höchsten. 

Die Gründe 1993: 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts : Grad der Ablehnung) 

Behördenwege sind mir zu mühselig. 

Behörden geben dem einfachen Bürger keine 
Auskunft. 

Auskünfte von Behörden sind 
unverständlich. 

Auskünfte von Behörden sind nicht auf dem 
neuesten Stand. 

Auskünfte von Behörden dauern mir zu 
lange. 

Die Gründe 1994: 

Behördenwege sind mir zu mühselig. 

Behörden geben dem einfachen Bürger 
keine Auskunft. 

Auskünfte von Behörden sind 
unverständlich. 

Auskünfte von Behörden sind nicht auf dem 
neuesten Stand. 

Auskünfte von Behörden dauern mir zu 
lange. 
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Alle Feststellungen erhielten Zustimmung. Vor allem dauern 
Behördenauskünfte zu lange und sind unverständlich. Insgesamt 
werden die Behördenwege als mühselig bezeichnet, und zwar in 
wesentlich höherem Ausmaß (1994) als noch 1993. 
Die Mühseligkeit der Behördenwege wird in Wien als besonders groß 
empfunden (Zustimmung 80 %). Selbst 56 % der Beamten finden 
Behördenwege mühsam. 
Hohe Zustimmung (76%) erhält auch die Frage, ob 
Behördenauskünfte zu lange dauern, besonders lange dauert es nach 
Meinung der Befragten im Burgenland und in Kärnten. 

Allgemeine Fragen 1993: 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts: Grad der Ablehnung) 

Verbesserte Information verbessert 
Umweltsituation 
Politiker setzen sich nur halbherzig für die 
Umwelt ein. 
Ich hätte gerne mehr Informationen über die 
Umwelt. 
Unternehmen und Firmen haben schon viel 
für die Umwelt getan. 
Nur mit strengeren Gesetzen wird sich die 
Umweltsituation verbessern. 
Es ist mir unangenehm, auf eine Behörde zu 
gehen. 
Unternehmen und Firmen vertuschen die 
Umweltsituation. 
Umweltgesetze werden in der Regel gut 
eingehalten. 
Übertretungen von Umweltgesetzen gehören 
strenger bestraft. 
Die Umweltsituation würde sich nur 
verbessern, wenn jeder sein Vehalten 
ändert. 
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Allgemeine Fragen 1994: 

(Balken nach links: Grad der Zustimmung 
Balken nach rechts : Grad der Ablehnung) 

Verbesserte Information verbessert 
Umweltsituation 
Politiker setzen sich nur halbherzig für die 
Umwelt ein . 
Ich hätte gerne mehr Informationen über die 
Umwelt. 
Unternehmen und Firmen haben schon viel 
für die Umwelt getan . 
Nur mit strengeren Gesetzen wird sich die 
Umweltsituation verbessern. 
Es ist mir unangenehm, auf eine Behörde zu 
gehen. 
Unternehmen und Firmen vertuschen die 
Umweltsituation. 
Umweltgesetze werden in der Regel gut 
eingehalten . 
Übertretungen von Umweltgesetzen gehören 

. strenger bestraft. 
Die Umweltsituation würde sich nur 
verbessern, wenn jeder sein Vehalten 
ändert. 

Im Vergleich zu 1993 zeigt sich 1994 ein sehr ähnliches Bild . Etwas 
zugenommen hat das Bedürfnis nach mehr Information, etwas mehr 
Vertrauen hat man bei Unternehmen. 

Nach Ansicht der Befragten verbessert eine erhöhte Information 
auch die Umweltsituation (87 % (83 %) Zustimmung) . Etwas 
skeptischer zeigen sich hier die Freiberufler. 17 % lehnen bei dieser 
Frage voll ab. 

Breite Zustimmung findet auch die Aussage, daß sich Politiker nur 
halbherzig für die Umwelt einsetzen (85 % (86 %) Zustimmung), vor 
allem Burgenländer und Tiroler sind dieser Ansicht (92 % 
Zustimmung). 

Mehr Information über die Umwelt wollen 85 %, 53 % stimmen 
dieser Aussage voll zu. Deutlich am besten informiert sind die 
Vorarlberger (54 % Zustimmung). Wenig informiert zeigen sich vor 
allem jüngere Menschen und Beamte. 

Daß Unternehmen bereits viel für die Umwelt getan haben, wird eher 
abgelehnt (57 % (60 %) Ablehnung). Besonders skeptisch hier 
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Tiroler und Burgenländer, Menschen jüngeren Alters, Studenten und 
Beamte. 

Nur strengere 
Zustimmung 
Zustimmung) . 

Gesetze verbessern die Umweltsituation - sehr breite 
in allen Bevölkerungsschichten (85 % (83 %) 

Die leichte Zustimmung mit 59 % (54%) zur Feststellung 
"Behördengänge sind unangenehm" bestätigt die Auswertung des 
Behörden-Frageblocks, ebenso sind die Trends dieselben. 

Breite Zustimmung mit 79 % (84 %) findet auch die Feststellung, 
daß Unternehmen die Umweltsituation vertuschen. 
Unterdurchschnittlich wenig Zustimmung findet diese Aussage in 
Vorarlberg (62 %). 

Die Mehrheit der Befragten nämlich 69 % (78 %) glauben nicht an 
die gute Einhaltung der Umweltgesetze, besonders Studenten. 

Daß Umweltsünder strenger bestraft werden sollten, wird für sehr 
nötig erachtet (92 % (91 %) Zustimmung) - ziemlich ausgeglichen 
durch alle Bevölkerungsschichten. 

Daß nur geändertes Verhalten auch die Umweltsituation verbessert, 
davon sind 95 % (98 %) der Befragten überzeugt. 
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14. Resumee und Empfehlungen 

14.1 Zur Beantwortung der Key-Fragen: 

Die Umweltsituation wird durchwegs als sehr kritisch gesehen, 
jedoch ist auch ein leichtes Nachlassen an Interesse feststellbar. 
Der Bedarf an Umweltinformation hält sich in Grenzen. 

Der Informationsfluß läuft überwiegend durch informelle Quellen. 
Das UIG hat daran nichts wesentliches geändert. 

Ideale Informationsweitergabe an die Bevölkerung ist eine 
Bringschuld, erfolgt zielgruppenorientiert und spricht die 
Lebensinteressen der Betroffenen direkt an. 

Die wichtigsten Zielgruppen des UIG sind Privatpersonen, gefolgt 
von Unternehmen und Bürgerinitiativen. Die häufigsten Anfragen 
betreffen Luft und Wasser ~ Am problematischsten ist die Information 
bei "Störtällen". 

Der Bekanntheitsgrad des UIG liegt bei 13 %, jedoch wird das 
Gesetz oftmals mit der VerpackungsV verwechselt. 

Nur 2 % der Befragten (Bevölkerungsumfrage) haben konkrete 
Erfahrungen mit dem UIG gemacht, sodaß sich das UIG auf das 
Umweltbewußtsein bzw. die Bürgernähe der Behörden nicht 
ausgewirkt hat. 

Bei 63 % der umweltrelevanten Behörden langten keine Anfragen 
zum UIG ein. Beim verbleibenden Rest insgesamt 156. Die meisten 
dieser Fälle konnten positiv behandelt werden. 

Durch die geringe Anfrageintensität entsteht kein nennenswerter 
zusätzlicher Verwaltungsaufwand bei den Behörden. 
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14.2 Zur Verifizierung der Hypothesen: 

• Bürger, die sich direkt für spezifische Umweltinformationen 
interessieren, gehören in der großen Mehrheit der Fälle einer 
Bürgerinitiative oder Interessensvertretung an. 
trifft zu 

• Bürger, die sich generell für Umwelt interessieren, beziehen 
diese Information aus den Medien. 
trifft überwiegend zu 

• Die Bürger sind, soferne sie nicht direkt betroffen sind, nicht 
bereit, aktiv Umweltinformationen einzuholen. 
trifft zu 

• Wichtigste Zielgruppen des Umweltinformationsgesetzes sind 
Bürgerinitiativen, Pressure Groups und Medien. 
trifft nicht zu 
überwiegend betroffene Privatpersonen, auch Unternehmen 

• Das UIG ist bei den Bürgern weitgehend unbekannt. 
trifft zu 

• Der Informationsfluß Unternehmen - Behörden wird sich 
problematisch gestalten. 
trifft teilweise zu 

• Als Schlüsselfaktoren für die Umsetzung des UIG werden 
auftreten: 

- Aufbereitung der Daten in verständlicher, aber 
aussagekräftiger Form 

- Transparenz/Glaubwürdigkeit der Behörde 
- Bekanntmachung des UIG 
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14.3 Empfehlungen: 

• Schulung der Beamten 

• Klärung der internen Zuständigkeiten 

• Broschüre "Gebrauchsanweisung für Info-Suchende" 

- Wo finde ich bei wem welche Informationen? 

- Welche Infos stehen zur Verfügung? 

- Wie gehe ich vor, um Infos zu bekommen? 

- Zielgruppe: alle Info-Suchenden, vor allem auch 
Bürgermeister, Bezirkhauptmannschaften 

• Broschüre "Gebrauchsanweisung für Umweltverwaltungen" 

- Wer macht was? 

- Welche Infos in welcher Aufbereitung sind 
weiterzugeben? 

- Wie gehe ich mit Info-Suchenden um ? 

• Imagekampagne - mehr Behördennähe am Beispiel UIG 

• Aufbau eines Umweltdaten-Netzes 

• regelmäßige Veröffentlichung der wichtigsten Umweltdaten als 
Bringschuld 

Umweltinformationsgesetz Seite 38 

III-35 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)54 von 73

www.parlament.gv.at



Spittelauer Lände 5 
A-1090 Wien 

Datum 30. Mai 1995 
ZI. 54-44/95/ 

Stichprobenartige Untersuchung der Wirksamkeit der Verpflichtung 
zur Bekanntgabe von Emissionsdaten nach § 13(1) Umweltinformationsgesetz 

Johannes Mayer, Walter Edlinger 

"Wer aufgrund bundesgesetzlicher Vorschriften oder darauf beruhenden behördlichen 
Anordnungen verpflichtet ist, Emissionen aus seiner Betriebsanlage zu messen und darüber 
Aufzeichnungen zu führen", hat aufgrund § 13(1) des 1993 in Kraft getretenen 
Umweltinformationsgesetzes "über das jeweils letztvergangene Kalendermonat und das 
jeweils letztvergangene Kalenderjahr vorliegende Aufzeichnungen in allgemein verständlicher 
Form an einer allgemein leicht zugänglichen Stelle bekanntzumachen." 

Die Verpflichtung zur Bekanntmachung bedeutet jedenfalls, daß die entsprechenden Daten 
grundsätzlich jederzeit und jedermann ohne Nachweis eines Interesses zugänglich sein 
müssen. 

Um einen erstmaligen Überblick über die Wirksamkeit dieser Bestimmung zu gewinnen, hat das 
Umweltbundesamt Industriebetriebe verschiedener Branchen und Größen im Gerichtsbezirk 
Schwechat sowie im Großraum Salzburg aufgesucht. 

1. Gerichtsbezirk Schwechat 

Am 22. März 1995 wurden im Gerichtsbezirk Schwechat 13 Industriebetriebe unangemeldet 
besucht (angeführt in Reihenfolge der Besuche, ca. 9 Uhr bis 16 Uhr). 

AGA Werke GmbH 
Hauptwerk Schwechat, Sennergasse 30, 2320 Schwechat 
Kontakt: Ing. Urban (Sicherheitsingenieur), 701 09 - 237 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen (weder beim Kunden- noch beim 
Haupteingang). Das Sekretariat verweist an Sicherheitsingenieur Ing. Urban, der nicht 
erreichbar ist. 

Tel. mit Ing. Urban (30.3.): bestätigt, daß Emissionsmessungen luftseitig vorgeschrieben sind. 
Eine Bekanntmachung der Daten na.ch UI~ werde demnächst in geeigneter Weise erfolgen. 

Tel. mit Ing. Urban (30.5.): Pe-Auswertung der vorgeschriebenen Messungen ist in 
Vorbereitung; wird ab nächste Woche beim Portier an der Werkseinfahrt angeschlagen sein. 

Zweigstelle West 

Zentralstelle Wien 

A-1090 Wien . 
Spittelauer Lände 5 

A-5020 Salz burg Telefon 0662184 98 81-Q 
Franz-Josefs-Kai 1 Telefax 0662184 98 81-15 

Telefon 0222131304--{) 
Telefax 0222131304-400 

Zweigstelle Süd 

A-9020 Klagenturt Telefon 0463/34 150-{) 
Siriusstr. 3 Telefax 0463/34 150-10 

DVR 0492221 
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p.2 Bekanntgabe von Emissionsdaten nach § 13(1) UIG 

ÖMV Raffinerie 
Mannswörther Straße 28, 2320 Schwechat 
Kontakt: Dr. Franz Luger 70199-3168, Fax Dw 2139 
(Umweltbeauftragter Dr. Virag Dw 3400 krankheitshalber abwesend) 

Keine Anschlagtafel. Im Eingangsraum des Bürogebäudes EDV-Monitor mit gut aufbereiteten 
Informationen über die Luftgütesituation an den von der ÖMV mitfinanzierten Meßstelien der 
NÖ Landesregierung am Phönixplatz (Schwechat) und in Mannswörth, zwischen denen die 
Raffinerie liegt. Der Portier ist angewiesen, Anfrager zu Emissionsdaten It. UIG an den 
diensthabenden Schichtleiter weiterzuleiten, in dessen Raum - auf schriftliche Weisung der 
Werksleitung - Ordner mit den erforderlichen Angaben (alle Dampfkesselanlagen und 
Abwasser) in übersichtlicher Form bereitstehen. 

Der diensthabende Schichtleiter ist im Prinzip von 0 bis 24 Uhr erreichbar und steht auch am 
"Grünen Telefon" der Raffinerie (0663/910 87 87) "allen Interessenten rund um die Uhr für 
Umweltfragen in bezug auf die Raffinerie Schwechat zur Verfügung" (Zitat ÖMV-Broschüre). 
Durch diese Organisationsweise wird der Notwendigkeit von Erklärungen und fachlichen 
Zusatzinformationen Rechnung getragen. Zum Zeitpunkt der Einsichtnahme fehlten im Zimmer 
des Schichtleiters die Informationen für Jänner und Februar 1995, wurden jedoch im Zimmer 
des erkrankten Umweltbeauftragten aufgefunden. 

Die ÖMV bemühe sich generell um die aktive Information der Anrainer (z.B. über die zeitweilige 
Inbetriebnahme der Raffineriefackeln) und Einbeziehung bei Umweltfragen (Umweltbeirat mit 
Einwohnern von Mannswörth). Hauptthema von Anrainer-Beschwerden sei nicht die 
Luftsituation, sondern (wie bei den meisten Betrieben) Lärmbelästigung. 

Petrochemie Danubia GmbH 
Danubiastr. 21-25, ·2323 Schwechat-Mannswärth 
Kontakt: Umweltbeauftragter Dr. Abed, Tel. 70 111-662 

Daten für Abluft (C02/Fackelanlage) und Abwasser (Menge, SchmutzfrachtlCSB, BSBs, 
Summe der Kohlenwasserstoffe für Indirekteinleiter und Direkteinleiter) liegen monatsweise 
beim gut informierten Portier auf und sind in übersichtlicher Form jeweils dem 
Behördenkonsens gegenübergestellt. Die Angaben für Jänner und Februar 1995 fehlen. Der 
als Kontaktperson angegebene Umweltbeauftragte Dr. Abed ist abwesend. 

Tel. mit Dr. Abed (20.3.): Jänner und Februar wurden inzwischen ergänzt und zusätzliche 
Informationen bereitgestellt. Lt. Dr. Abed hat die Firma gute Erfahrungen mit der 
Bekanntmachung nach UIG gemacht: die Mappe werde immerwiedervon Anrainern konsultiert 
und sei Anlaß zu konstruktiven Gesprächen. 

Brauerei Schwechat der Österr. Brau AG 
Alanovaplatz 5, 2320 Schwechat 
Kontakt: Braumeister Dipl.-Ing. Johann Bruck, Tel. 70140-115, Fax 150 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Die Verpflichtung ist dem Braumeister 
bekannt; der Umweltbeauftragte des Gesamtkonzerns habe vor kurzem darauf hingewiesen. 
Alle Daten seien vorhanden und würden in den nächsten Wochen entsprechend UIG 
bekanntgegeben . 

Tel. mit (gut informiertem) Sekretariat (24.5.): Beim Werksportier wurde inzwischen ein Ordner 
aufgelegt mit den nach UIG erforderlichen Emissionswerten und weiteren Informationen 
(Umwelt-Audit, Abfallwirtschaftskonzept). 
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Umweltbundesamt 

Kar! Mertl KG Stahlrohre 
Hähergasse 14, Postfach 10, 2324 Schwechat-Rannersdorf 
Kontakt: Prokurist Anton Pehsl, Tel. 701 31-310 

p. 3 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Die Empfangsdame akzeptiert keine 
unangemeldeten Besuche und überläßt die Telephonnummer des Prokuristen zwecks späterer 
Kontaktnahme. 

Tel. mit Prokurist Pehsl (30.3.): Der Betrieb erzeugt selbst keine Stahlrohre, sondern bereitet 
nur eingekaufte Ware für den Verkauf vor (zuschneiden etc.). Daher keine behördlichen 
Auflagen zur Emissionsmessung (dies wurde dem Umweltbundesamt von der 
Gewerbebehörde bestätigt). 

Schwechater Kabelwerke Ges.m.b.H. 
2320 Schwechat 
Kontakt: Dipl.-Ing. Reinisch, Tel., 02252-86135 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Lt. DI Reinisch muß aufgrund 
behördlicher Auflagen luftseitig nur einmal im Jahr die Emission eines in naher Zukunft 
stillgelegten Heißwasserkessels gemessen werden. Abwässer: neues System in Ausarbeitung, 
das die Einleitung in die kommunale Kläranlage ermöglicht. Alle Meßergebnisse liegen bei ihm 
zur Einsicht auf. 

Fa. Hutterer & Lechner KG 
Brauhausgasse 3-5, 2325 Himberg 
Kontakt: Betriebsleiter Gerhard Bachofner, Tel. 02235-89291 Dw 41, Fax Dw 31 od. 52 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Lt. Hrn. Bachofner bestehen derzeit 
keine behördlichen Verpflichtungen zur regelmäßigen Emissionsmessung (dies wurde dem 
Umweltbundesamt von der Gewerbebehörde bestätigt). Messungen seien in einem derzeit 
laufenden Verfahren für eine durch eine Firmenerweiterung hinzugekommene Bleipresse 
erfolgt, deren Emissionswerte jedoch sehr niedrig seien. 

Hanno-Werk KG 
Industriestr. 17, 2325 Himberg 
Kontakt: Geschäftsführer Gerhard Mahringer, Tel. 02235-86227, Fax 86020 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Lt. Hrn. Mahringer bestehen keine 
behördlichen Auflagen zur Emissionsmessung (dies wurde dem Umweltbundesamt von der 
Gewerbebehörde bestätigt). Die Umweltbelastungen seien minimal, da bei den 
Produktionsprozessen (Silikon, Polyurethan-Schaum etc.) Kontakt mit Wasser und Luft 
vermieden werden müsse. 

Taborsky & Sohn GmbH 
Pro filierwerk, Unterwaltersdorferstr. 32, 2440 Moosbrunn 
Kontakt: Herr Papp, Tel. 02234-2654 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Lt. Hrn. Papp werden alle 
Walzanlagen im Betrieb elektrisch betrieben und daher keine Emissionsmessungen 
vorgeschrieben (dies wurde dem Umweltbundesamt von der Gewerbebehörde bestätigt). 

Para Chemie (Zweigniederlassung der Österr. Chemischen Werke AG) 
Ha uptstr. 53, 2440 Gramatneusiedl 
Kontakt: Kaufmännischer Leiter Dr. Egbert Schöla, Tel. 02234-72241-0, Fax 72241-5 

Auf einer Tafel an der Werkseinfahrt sind neben anderen Betriebsinformationen die Mittlere 
Konzentration und Gesamtemissicn für Gesamt-Kohlenstoff, Staub, Kohlenmonoxid für die 
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p.4 Bekanntgabe von Emissionsdaten nach § 13(1) UIG 

Monate Oktober bis September (ohne Jahresangabe) angegeben. (Nach tel. Rückfrage bei der 
Gewerbebehörde sollten keine sonstigen Emissionsmessungen vorgeschrieben sein .) Der 
Inhalt der Anschlagtafel ist dem kaufmännischen Leiter nicht bekannt; er sagt eine 
Aktualisierung nach UIG zu. 

DENSO-Chemie Ges.m.b.H. & Co. KG 
Franzensthalstr. 27, 2435 Ebergassing 
Kontakt: Betriebsleiter Wem er Ehrenhofer 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Lt. Hrn. Ehrenhofer werden am 
Betriebsstandort keine Kunststoffrohwaren mehr produziert; diese würden aus Leverkusen 
bezogen und nur noch "konfektioniert" (=zugeschnitten). Daher keine Verpflichtungen zur 
Emissionsmessung (dies wurde dem Umweltbundesamt von der Gewerbebehörde bestätigt). 

EYBL-Durmont AG (Teppichfabrik) 
Götzendorferstr. 3-5, 2435 Ebergassing 
Kontakt: Umweltschutzbeauftragter Peter Kovanda, Tel. 02254-754-280 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Portier verweist an Umweltschutz­
beauftragten, der in einer Sitzung ist; tel. Kontaktnahme vereinbart. 

Tel. mit Hrn. Kovanda (3.4.): Alle Daten liegen bei ihm zur Einsicht auf; daher verweist der Portier 
an ihn. Einfahrtsbereich des Werks wird demnächst neu gestaltet und dann mit Anschlagtafeln 
versehen. Werk plant Umwelt-Audit. 

LOBA Feinchemie 
Fehrgasse 7, 2401 Fischamend 
Kontakt: Geschäftsführer Dipl.-lng.Dr. Wolfgang Meindl, Tel. 02232-77391-37, Fax 76677 

Eine Anschlagtafel mit Informationen zu Abwasseremissionen nach § 13 UIG befindet sich an 
einem Gebäude innerhalb des Werksgeländes, ist aber während der Betriebsstunden von 
außen leicht zugänglich. Angeschlagen sind Menge, pH-Wert und Leitfähigkeit des Abwassers 
für 1993 und Oktober 1994 (darunter die Zettel früherer Monate). Der Geschäftsführer zeigt sich 
überrascht, daß trotz einer entsprechenden werksinternen Weisung vier Monate lang keine 
Aktualisierung erfolgte. Er berichtet über freiwillige zusätzliche Probenahmen und 
umfangreiche Analysen vor Einleitung von Abwässern in die Kläranlage Fischamend, wodurch 
u.a. in einem Verschmutzungsfall der Betrieb als Verursacher ausgeschlossen werden konnte. 

Nach tel. Rückfrage bei der Wasserrechtsbehörde ist über die obengenannten Parameter 
hinaus einmal jährlich durch unabhängige Sachverständige eine Emissionsmessung 
zahlreicher Parameter des in die Kanalisation der Gemeinde eingeleiteten Abwassers 
vorzunehmen (Stundenmischproben: CSB, BSBs, NH4-N, S04; Tagesmischprobe: 
Biologische Abbaubarkeit, leichtflüchtige chlorierte Lösungsmittel, Blei, Cadmium, Chrom, 
Kobalt, Kupfer, Molybdän, Nickel, Quecksilber, Zinn; Tagesfracht: eSB, BSBs, NH4-N). 

Tel. mit Dr. Meindl (24.5.): Anschlagtafel ist aktualisiert. Die jährliche Messung war nicht 
enthalten, da er angenommen hatte, nur selbsl durchgeführte Messungen seien von § 13(1) 
UIG betroffen. Er sagt zu, die Ergebnisse der jährlichen Messung ebenfalls bekanntzumachen. 

2. Großraum Salzburg 

Am 27. 04. 1995 wurden von der Zweigstelle West des Umweltbundesamtes im Großraum 
Salzburg 10 Industriebetriebe besucht. Die Firmenbesuche erfolgten unangemeldet in der Zeit 
zwischen 09:45 und 17:00 Uhr. 
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Umweltbundesamt 

M. Kaindl Holzindustrie 
5071 Wals, Walser Weg 12 
Kontakt: Hr. Mag. Stier (Geschäftsführer), 066218588-0 

p.5 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen im Bereich des Besuchereinganges. 
Die Dame am Empfangsschalter ist nicht informiert und verweist an den Geschäftsführer, Herrn 
Mag. Stier. Nach seinen Angaben ist das Unternehmen derzeit zu keinen Emissionsmessungen 
behördlich verpflichtet (Anm: Nach Auskunft der Gewerbebehörde waren 
Emissionsmessungen für den Probebetrieb vorgeschrieben; für den Dauerbetrieb ist das 
Verfahren noch anhängig und kein Bescheid erlassen.) Das "Kaindl Umweltprogramm" gibt die 
Emissionsminderungsraten seit 1992 mit 93% bis 98% an. Eventuell würden nach Inkrafttreten 
der Spanplattenverordnung wieder gesetzliche Messungen vorgeschrieben. Seit der 
Umstellung des Produktionsverfahrens (Katalysatoreinbau) habe es praktisch überhaupt keine 
Anrainerbeschwerden mehr gegeben. Auch sei bisher noch keine einzige Anfrage unter 
Berufung auf das UIG an die Firma gerichtet worden. 

Stieglbrauerei zu Riedenburg bei Salzburg, Franz Huemer & Comp. 
5020 Salzburg, Kreuzbrücklstraße 9 
Kontakt: Hr. Schreiner (Braumeister), 066218387-0 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen im Eingangsbereich. Der Portier 
verweist an den Braumeister. Dieser hat jedoch auch keinerlei relevante Emissionsdaten, diese 
werden von Herrn Ing. Sigl verwahrt (befindet sich außer Haus). 

Telefonat mit Herrn Ing. Sigl (5.5.): von der Brauerei wird jährlich eine "Stieg I Umweltbilanz" 
herausgegeben. Darin seien sämtliche relevanten Emissionsdaten ausführlich aufgelistet. 
Außerdem liegen die gesamten Emissionsdaten bei ihm auf. Der § 13 UIG war ihm nicht im 
Wortlaut bekannt, eine dem Gesetz entsprechende Bekanntmachung wurde zugesagt. 

Benckiser Austria GesmbH 
5400 HaI/ein, Riter Hauptstraße 21 
Kontakt: Hr. Johann Irl, 06245/893-380 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Die Empfangsdame verweist an den 
Laborleiter, Herrn Irl. Er betont, daß die Firma Benckiser kein Produktionsbetrieb ist, sondern 
bloß zugekaufte Chemikalien verarbeitet. Ihm ist keine Verpflichtung nach dem UIG bekannt. In 
seinem Büro liegen sämtliche Gutachten der vorgeschriebenen Abwasseranalysen auf. Die 
gesamte Abluft gelangt durch einen Staubfilter, der mit einem optischen Kontrollgerät 
überwacht wird. Außerdem befindet sich eine Biofilteranlage im Versuchsbetrieb. 

ästerr. Brau AG, Hofbräu Kaltenhausen 
5400 HaI/ein, Salzachtal Bundesstraße Nord 37 _ 
Kontakt: Hr. Dipl. Ing. Christian Hackl, 062451795 (Umweltbeauftragter: Hr. Braumeister Dr. 
Seeleitner) 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Der Portier holt den Stellvertreter des 
Braumeisters, Herrn Brauführer Dipl. Ing. Hackl. Dieser ist über die Rechtslage informiert und 
weiß auch, daß vom UBA unlängst die Brauerei Schwechat besucht wurde. Er präsentiert die 
derzeit vorhandenen umfangreichen Monats- und Jahresberichte. Seines Wissens nach sei 
beabsichtigt, aus diesen Daten eine dem UIG entsprechende Liste zu erstellen. Derzeit werde 
auch eine tägliche CSB-Bestimmung bei der firmeneigenen Vorkläranlage durchgeführt. 

Tel. am 3.5. mit Herrn. Dr. Seeleitner: Er betont nochmals, daß sämtliche relevanten Daten in 
den Jahresberichten bereits vorliegen. Weiters sagt er die Erstellung eines entsprechenden 
monatlichen Aushanges ab Mai 1995 zu. Darin sollen die laufenden Abwassermessungen 
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p. 6 Bekanntgabe von Emissionsdaten nach § 13(1) UIG 

enthalten sein. Die Rauchgasmessungen aus dem Kesselhaus (Gasheizung) seien in 
zweijährigen Intervallen vorgeschrieben. 

Stefanitsch Erzeugung feiner Wurst- und Fleischwaren GesmbH & Co KG 
5400 HaI/ein, Teichweg 4 
Kontakt: Hr. Silvester Helweger (Ass. d. Geschäftsführung) und Hr. Kurt Ecke, 06245/84516 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. In Abwesenheit des 
Geschäftsführers sind den kontaktierten Mitarbeitern weder das UIG noch die daraus für den 
Betrieb resultierenden Verpflichtungen bekannt. Es gibt zwar in den einzelnen Abteilungen 
entsprechende Unterlagen, diese sind derzeit aber nicht zentral zugänglich. Im 
Zusammenhang mit dem EU-Beitritt wurde die eigene Schlachtung eingestellt. Dadurch habe 
sich bereits eine deutliche Verringerung der Abwasserbelastung ergeben. Es wird zugesagt, die 
Geschäftsführung zu informieren und die Bekanntmachung nach § 13 (1) UIG bald 
durchzuführen. 

Zementwerk Leube GesmbH 
5083 Gartenau bei Salzburg 
Kontakt: Hr. Mag. Albrecht Schall (Chef der Gesamttechnik), 06246/881-0 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen im Bereich der Werkseinfahrt. Die 
Empfangsdame ist nicht- informiert und kann auch niemand von der Geschäftsführung 
erreichen, da alle bei einer naturschutzrechtlichen Verhandlung in Golling sind. Nach 
telephonischer Kontaktnahme mit Herrn Mag. Schall verläßt dieser die Behördenverhandlung 
und präsentiert die vom Betrieb täglich erstellten, ausführlichen Emissionsdatenlisten mit den 
Parametern N02, S02 und Staub. Diese Listen enthalten auch zahlreiche Prozeßdaten (02, 
Rauchgastemperatur, Luftdruck, Rauchgasvolumsstrom usw.). Weiters sind die Daten von 
Lärmschutzmessungen, Staubfilterprüfungen der Großfilteranlagen, stichprobenartige 
Abwasseruntersuchungen, Schwingungsmessungen bei Sprengarbeiten u.ä. griffbereit in 
Ordnern abgelegt. Die Broschüre des Umweltministeriums "Das Recht auf Umweltinformation" 
ist Mag. Schall bereits bekannt. Nach seinen Angaben wurde aber bisher das Informationsrecht 
It. UIG von Bürgern noch nicht in Anspruch genommen. Als Auskunftspersonen stehen neben 
ihm der Umweltbeauftragte Herr Dipl. Ing. Granabittl sowie der Abfallbeauftragte Herr Gruber 
zur Verfügung. Es sei beabsichtigt, auch den Portier besser zu informieren. 

HaI/ein Papier GesmbH 
5400 HaI/ein, Salzachtal Bundesstr. Süd 88 
Kontakt: Hr. Ing. Robert Ramsauer (Umwelt- und Abfal/beauftragter) 06245/890-434 

Im Bereich des Haupteinganges befindet sich ein Schaukasten mit dem "Umweltbericht März": 
Er ist aufgegliedert in Abwasser- und Luft-Emissionen und in folgende Parameter unterteilt: 
Organische Feststoffe, BSBs, CSB, AOX, Abwassermenge, pH sowie S02 aus 
Laugenverbrennung und S02-Fracht aus Gesamtwerk. 

Im darauffolgenden Gespräch zeigt. Herr Jng. Ramsauer den umfangreichen, monatlich 
erscheinenden Umweltbericht. Aus diesen Berichten kann man auch leicht die auf der 
Anschlagtafel fehlenden Vorjahreswerte entnehmen. Lt. Herrn Ramsauerwaren die Mittelwerte 
von 1994 bereits angeschlagen, dürften aber vom Portier versehentlich als "alte Daten" 
betrachtet und daher mit einem der Vormonatsberichte wieder abgenommen worden sein. Er 
sagt die unverzügliche Behebung dieses Mangels zu. Herr Ramsauer betreut auch das 
"PWA-Umwelttelefon". Die Broschüre des Ministeriums ist ihm bereits bekannt. Er betont, daß 
sich bisher praktisch keine Interessenten konkret in bezug auf § 13(1) UIG an ihn gewendet 
hätten. Auch bei den Werksangehörigen halte sich das Interesse an den Umweltdaten in 
Grenzen. Lediglich einmal habe er einen Bediensteten beim Studium des Aushanges 
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beobachtet. Der Umweltbericht wird nicht nur im Schaukasten beim Portier, sondern auch am 
"Schwarzen Brett" des Hauptgebäudes angeschlagen. Darüberhinaus werden sämtliche 
Umweltberichte in einem Ordner beim Portier verwahrt. 

Solvay Österreich GesmbH 
5400 HaI/ein, Solvay-Halvic-Straße 6 
Kontakt: Hr. Prok. Dr. Pram/, 062451793-0 

Im Eingangsbereich keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformation. Der Portierverweist 
direkt an die Geschäftsleitung. Herr Dr. Praml ist über die Rechtslage bestens informiert und 
meint, daß beim Portier die erforderlichen Daten angeschlagen wären. Es stellt sich heraus, 
daß die Anschlagtafel im Bereich des alten Portiergebäudes, etwa 50 Meter innerhalb des 
Werksgeländes angebracht ist. Die Angaben betreffen die Monats-Mittelwerte (März 1995) und 
den Vorjahresvergleich von pH-Wert, Aktivchlor, Hg, Abluft und Luft. Neben den Mittelwerten ist 
die Anzahl der Überschreitungen, nicht jedoch der höchste und niedrigste Meßwert im 
Bekanntmachungszeitraum angegeben. Lt. Herrn Dr. Praml wird die Auskunftspflicht 
überraschend wenig in Anspruch genommen. Telefonische Bürgeranfragen werden direkt zum 
Schichtmeister (0 bis 24 Uhr) verbunden. Falls dieser in Einzelfällen überfordert sein sollte, 
kann er den diensthabenden Ingenieur über Piepser erreichen. 

Erda/ GesmbH 
5400 HaI/ein, Neua/mer Str. 11-13 
Kontakt: Hr. Wind, 06245/80111-0 
(Umweltbeauftragter und zug/. Ur. des Einkaufes Hr. K/aner abwesend) 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Herrn Wind hat grundsätzlich andere 
Aufgaben innerhalb der Firma und ist daher mit der Rechtslage nicht vertraut. Ihm ist auch nicht 
bekannt, ob das Unternehmen zu Emissionsmessungen verpflichtet ist. Er wird aber Herrn 
Klaner auf den Sachverhalt und auf die Broschüre des BMU hinweisen. 

Tel. Kontaktnahme am 3.5. mit Herrn Klaner: Er ist dafür nicht direkt zuständig, besser wäre ein 
Gespräch mit Herrn Dr. Paul, dem Leiter des Produktionsbetriebes. Dieser ist jedoch zur Zeit 
nicht erreichbar. 

Tel. mit Dr. Paul (23.5.): Lt. wasserrechtlichem Bescheid sei nur die laufende Überwachung 
einiger Parameter (Temperatur etc.) für eine Neutralisationsanlage vorgeschrieben und im 
Betriebstagebuch dokumentiert. Sonst keine laufenden Verpflichtungen zur Emissions­
messung. 

Johnson & Johnson GesmbH 
5400 HaI/ein, Weiss/hofweg 9 
Kontakt: Fr. Zu/tner, 06245/894-0 
(Umwe/tbeauftragter und zug/. Ur. der Qua/itätssicherung Hr. Or. Hofstätter abwesend) 

Keine Anschlagtafel oder sonstige Umweltinformationen. Frau Zultner ist nicht bekannt, ob ihr 
Unternehmen zur Messung von Emissionsdaten verpflichtet ist. Sie wird mit Herrn Hofstötter 
sprechen und erforderlichenfalls die nötigen Schritte zur Einhaltung des § 13(1) UIG 
veranlassen. 

Eine Rücksprache bei der Gewerbebehörde (BH Hallein) ergibt, daß die Firma keine 
behördliche Auflagen zur Emissionsbegrenzung und -messung hat. 
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p. 8 Bekanntgabe von Emissionsdaten nach § 13(1) UIG 

3. Beurteilung 

Als Ergebnis der Stichprobenuntersuchungen im Gerichtsbezirk Schwechat sowie im 
Großraum Salzburg ist insgesamt vor allem bei den Betriebsverantwortlichen der größeren 
Betriebe eine recht gute Kenntnis der Bekanntmachungsverpflichtung nach § 13(1) UIG 
festzuhalten, die jedoch fast zwei Jahre nach Inkrafttreten des UIG erst bei einem Teil der 
Betriebe umgesetzt worden ist. 

Übereinstimmend wurde im Bereich der Großbetriebe festgestellt, daß sich das 
Bürgerinteresse an den veröffentlichten Daten in Grenzen halte. 

Bei den kleineren Betrieben ist die Verpflichtung gemäß § 13(1) UIG großteils noch nicht 
bekannt. 

Ein grundsätzliches Problem ergab sich auch dadurch, daß dem UBA die konkreten 
Verpflichtungen zur Emissionsmessung nicht bekannt sind und diese bei Rückfragen auch aus 
den Akten der zuständigen Behörden in der Regel nur mit relativ hohem Aufwand recherchiert 
werden können. Die Angaben jener Betriebe im Gerichtsbezirk Schwechat, die eine 
Verpflichtung zur Messung von Luftschadstoff-Emissionen verneinten, konnten durch 
Rückfrage bei der Gewerbebehörde jedenfalls durchwegs bestätigt werden. 

Eine Untersuchung der Wirksamkeit der Bestimmung und der Zugang der Öffentlichkeit werden 
zum Teil auch dadurch erschwert, daß sich § 13(1) in unbestimmter Weise auf eine "allgemein 
leicht zugängliche Stelle" und nicht konkret z.B. auf einen Anschlag beim Hauptzugang des 
Werks und/oder die Auflage beim Portier und/oder die Information über Ort der Auflage durch 
den Portier bezieht. Die Werksportiere und Sekretariate, mit denen ein Besucher primär Kontakt 
aufnimmt, waren bei den meisten besuchten Betrieben nicht oder nicht ausreichend informiert. 

Andererseits ist es bei schriftlicher Bekanntmachung der Meßergebnisse von Emissionsdaten 
ohnehin kaum möglich, die in § 13(1) geforderte "allgemein verständliche Form" ohne weitere 
Erklärungen durch Fachleute zu erreichen. Sinnvolle Lösungen dieses Problems wurden z.B. 
bei der Petrochemie Danubia (Auflage beim Portier mit Telephonnummer des 
Umweltbeauftragten) und der ÖMV-Raffinerie Schwechat (Auflage beim diensthabenden 
Schichtleiter) realisiert; damit kann bei der ÖMV die Erläuterung durch einen Fachmann auch 
außerhalb der üblichen Bürozeiten garantiert werden. (Auch bei Solvay Österreich werden 
Bürgeranfragen rund um die Uhr an den diensthabenden Schichtmeister vermittelt.) 

Positiv zu werten ist jedenfalls das im Umweltinformationsgesetz festgeschriebene Prinzip 
einer öffentlichen Zugänglichkeit von Emissionsdaten und anderen Informationen über die 
Umweltauswirkungen betrieblicher Tätigkeiten. Dies entspricht bei den meisten Betrieben auch 
einer in den vergangenen Jahren deutlich gewachsenen Bereitschaft, über die Erfüllung 
gesetzlicher Anforderungen hinaus den betroffenen Anrainern auch ausführlichere Auskünfte 
zu Umweltfragen zu erteilen und konstruktive Gespräche zu führen. 
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A N H A N G 3 

MANAGEMENT VON UMWELTVISUALISIERUNGS- & INFORMATIONS SYSTEMEN 

PROJEKT UDK-ÖSTERREICH 

Bericht über UDK-Aktivitäten 

1. Der UDK - ein Metainformationssystem 

Der Umweltdatenkatalog soll Art, Umfang, räumlichen und zeitlichen Bezug von Um­
weltdaten, über die Organe der Verwaltung in Wahrnehmung bundesgesetzlich über­
tragener Aufgaben verfügen, sowie die diesbezüglichen Informationsstellen enthalten, 
nicht aber die Daten selbst. Der UDK ist somit ein Metainformationssystem. 

Der Umweltdatenkatalog ist daher "lediglich" ein Verzeichnis und Quellenkatalog über 
Umweltdaten und ermöglicht im Sinne einer Metadatenbank über Umweltdaten der in­
teressierten Öffentlichkeit einen leichteren Zugang zu Umweltinformationen. Er stellt 
weder einen On-line-Datenverbund noch eine Duplizierung der auf den verschieden­
sten Sachgebieten bereits bestehenden Umweltdaten oder Umweltdatenbanken dar. 

Durch Umweltdaten-Erfassung (z.B. Messung, Beobachtung, Beurteilung) entstehen 
aus Umwelt-Objekten (z.B. Meterologiewerte, Wassergütedaten, Biotopkartierung) Um­
weltdaten-Objekte. Durch die zusammenfassende Beschreibung resp. Katalogisierung 
(Metadatenerfassung) solcher Datenbestände, die hinsichtlich ihres Fach-, Raum- und 
Zeitbezugs homogen sind, ergänzt um Adressen, Querverweise und Kommunikations­
bedingungen, entstehen die eigentlichen Inhalte des Umweltdatenkataloges, die soge­
nannten UDK-Objekte. 

In Österreich und international bestehen bei einer Vielzahl von Einrichtungen Datenbe­
stände mit umweltrelevanten Teilen, deren Verknüpfung und Nutzung in vielen konkre­
ten Anlaßfällen für die Umweltplanung und -berichterstattung dringend notwendig wäre, 
jedoch aus folgenden Gründen bisher nicht im erforderlichen Ausmaß erfolgt war: 

b21 Die anfallenden Datenmengen sind außerordentlich umfangreich und un­
gewöhnlich komplex; 

Umweltdaten werden von einer Vielzahl von Behörden und anderen Insti­
tutionen erhoben, aufbereitet, weiterbearbeitet, verwaltet und gespeichert, 
d.h. die Datenverwaltung erfolgt i.a. verteilt; 

aufgrund der schwer strukturierbaren Erhebungssituation sowie wegen 
der Vielzahl von Fachbezügen und Einsatzzwecken, die von der jeweils 
erhebenden Stelle primär beachtet werden, sind diese Daten äußerst in­
homogen. 
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MANAGEMENT VON UMWELT V ISUALISIERUNGS- & rnFORMA TIONS SYSTEMEN 

Die Komplexität der bestehenden Strukturen und die Vielfältigkeit der Anforderungen 
erfordert ein geeignetes System zum Informationsmanagement der unterschiedlichsten 
Datenbestände, das folgende Anforderungen erfüllen muß: 

Möglichst umfassender Überblick über die vorhandenen umweltrelevan­
ten Datenbestände; 

hinreichend genaue, ressourcenschonende Beschreibung der erfaßten 
Datenbestände; 

bZI Erleichterung des Zugangs zu diesen Datenbeständen. 

Diese hohen Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der nutzbaren Datenverwal­
tungssysteme erfüllt am zweckmäßigsten ein "Metainformationssystem", d.h. ein Instru­
ment, das (im Sinne eines Quellen- oder FundsteIlenverzeichnisses) Informationen 
über Informationen liefern soll . 

Eine Beschreibung dieser Datenbestände muß folgende Fragen beantworten können: 

bZI Worüber geben die vorhandenen Datenbestände Auskunft? 

bZI Wer verwaltet die erfaßten Datenbestände und wer kann in fachlicher 
Hinsicht Auskünfte erteilen? 

bZI Was wurde wie erfaßt? 

bZI Für welches Gebiet haben diese Daten Gültigkeit? 

bZI Für welchen Zeitraum haben diese Daten Gültigkeit? 

bZI Warum wurden diese Datenbestände erfaßt? 

Ziel des UDK ist es, fachliche und technische Transparenz über die verfügbaren Infor­
mations- und Methodenbestände zu schaffen, die Kommunikationsstrukturen inkl. der 
fachlichen und EDV-technischen Ansprechpartner und die davon abhängigen Daten­
austauschbedingungen zu dokumentieren. 

Durch die Schaffung eines Umweltdatenkataloges wird ein Verzeichnis aller vorhande­
nen (konventionellen und automationsunterstützten) Umweltdaten bzw. Umweltinforma­
tionen im Sinne eines Quellen- oder FundsteIlenverzeichnisses zur Verfügung gestellt. 
Dieses Verzeichnis bietet an Umweltinformation Interessierten Orientierungswissen 
über den Zugang zu Umweltdaten an und erleichtert damit nicht nur den Datenzugang 
für den einzelnen durch eine Verringerung des Suchaufwandes, sondern entlastet auch 
die Organe der Verwaltung, indem es zur Reduktion von Präzisierungsaufträgen und 
unnötigem Verwaltungsaufwand im Rahmen der Mitteilungspflicht überhaupt beiträgt. 
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Zielvorstellung ist die kontinuierliche Fortführung und Aktualisierung der digitalen Infor­
mationen über umweltrelevante Datenbestände als Grundlage für die laufende Verwen­
dung, die intensive direkte Nutzung der Datenbasis durch die Fachabteilungen der be­
troffenen Verwaltungsorgane und die Erweiterung des Datenbestandes durch zusätzli­
che fachspezifische Informationen, die im Zuge des regelmäßig erfolgenden Datenaus­
tausches mit anderen Verwaltungsorganen übermittelt werden. 

"Zusammenfassend ist festzustellen, daß es sich beim UDK um einen ... weltweit ein­
maligen Ansatz handelt, den Umweltdatenbestand eines Landes durchgehend und sy­
stematisch zu dokumentieren. Hier besteht eine besondere Chance, den wissenschaft­
lich-technischen und organisatorischen Vorsprung, den die BRD und Österreich auf 
dem Gebiet der Umweltinformatik international genießen, praktisch umzusetzen .... 
Dies wird zu einer spürbaren Verbesserung der Informationsversorgung im Umweltbe­
reich und damit zu einem effizienteren Umweltschutz führen. Direkte Nutznießer dieser 
Entwicklung wären die Bürgerinnen und Bürger der beteiligten Staaten sowie in beson­
derem Maße die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Umweltverwaltungen. Mit Hilfe 
des UDK werden sich im Vergleich zum aktuellen Stand mehr Informationen von höhe­
rer Qualität auf effektivere Art und Weise beschaffen und verwalten lassen." (Prof. O. 
Günther, Humboldt-Universität Berlin, Jänner 1995) 
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2. Vorbereitung der UDK-Einführung in Österreich 

2.1 Arbeitsgremien zur Definition der österreichischen Bedürfnisse 

Das österreichische Umweltministerium hat frühzeitig Arbeitsgremien unter Beiziehung 
von Experten aller Behörden auf Bund- und Landesebene zur Entwicklung der Grundla­
gen für einen Umweltdatenkatalog (UDK) und zur Definition der österreichischen Anfor­
derungen an ein solches Umweltmetainformationssystem im Sinne eines Soll-Konzepts 
ins Leben gerufen. 

Der Umweltdatenkatalog als zentrale Schnittstelle für den Zugang zu Umweltdaten 
muß den erarbeiteten Anforderungen entsprechend folgende Fragen beantworten kön­
nen: 

~ Worüber geben die vorhandenen Datenbestände Auskunft? 

~ Wer verwaltet die erfaßten Datenbestände und wer kann in fachlicher 
Hinsicht Auskünfte erteilen? 

~ Was wurde wie erfaßt? 

~ Für welches Gebiet haben diese Daten Gültigkeit? 

~ Für welchen Zeitraum haben diese Daten Gültigkeit? 

~ Warum wurden diese Datenbestände erfaßt? 

Die primäre Aufgabe einer entsprechenden EDV-Applikation ist es daher, Informatio­
nen über Umweltdaten (d.h. Metadaten), die bei Organen der Verwaltung in Wahrneh­
mung bundesgesetzlieh übertragener Aufgaben vorhanden sind , in ein einheitliches Sy­
stem einzubauen und operationelle Verfahren und Methoden für die systematische Er­
fassung , Aktualisierung , Verarbeitung und Verteilung dieser Daten zu entwickleln . 

2.2 Arbeitskreis "EDV & Logistik" 

Der Arbeitskreis "EDV & LOGISTIK", der am 28.6.1993 bei der Klausurtagung 
Semmering "STRUKTUREN & INHALTE DES UDK" ins Leben gerufen wurde, ver­
stand sich als Nukleus künftiger UDK-Administratoren und wollte daher in dieser Form 
öfters zu Beratungen zusammentreten . Dabei sollte in der ersten Phase die Modellbil­
dung einer Österreich-Version des Niedersächsischen UDK vorangetrieben und in wei­
terer Folge die Einrichtung des UDK bei den Behörden unterstützt werden. 

1. Treffen, Klausurtagung Semmering, 28.-29.6.1993 

Nach einer genaueren Bestimmung der Begriffe "Metadaten" und "Strukturbaum" er­
folgte eine Präsentation des Entity-Relationship-Modells des deutschen Prototyps 
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(Version 1.2), ergänzt durch Hinweise auf die österreichischen Verbesserungsvorschlä­
ge, die in der Version 1.5 weitgehend mitberücksichtigt wurden. 

Ein Schwerpunkt der ersten Arbeitskreissitzung war die Beschreibung des Raumbe­
zugs von UDK-Objekten; raumbezogene Abfragen sollten nach den Namen (bzw. 
ÖSTAT-Codes) von Verwaltungsgebieten (Gemeinden bzw. Bezirke in Wien) durchge­
führt werden, wobei optional auch die Angabe von Kartenblättern und sog. Raumein­
heiten (z.B. Alpenvorland, Wienerwald) möglich sein könnte. 

2. Treffen, Graz, 21.9.1993 

Aufgrund der internationalen Erfahrungen und der Diskussion im österreichischen Ar­
beitskreis wurde folgende Festlegung bezüglich UDK-Objekten getroffen: 

"Ein UDK-Objekt ist die Metainformation über einen umweltrelevanten Datenbestand, 
der hinsischtlich Raum-, Zeit- und Fachbezug homogen ist. Überall dort, wo dieser Da­
tenbestand vorliegt, ist auch ein UDK-Objekt anzulegen." 

Nachdem die Frage des Raumbezugs bereits bei der ersten Arbeitskreissitzung geklärt 
worden war, wurde nunmehr der Zeitbezug für alle Objekttypen ausführlich erörtert und 
Eingabefelder für UDK-Objekt-Masken festgelegt. 

3. Treffen, Wien, 9.11.1993 

Ausführlich wurde das Konzept des "Fachbaums" (Primärbaum) vorgestellt, der nach 
den Niedersächsischen Erfahrungen auf den oberen Ebenen der Verwaltungshierar­
chie entspricht und erst auf der Ebene von Fachabteilungen thematisch organisiert ist. 
Die Erstellung des Primärbaumes im Rahmen eines Einsatzkonzeptes wurde dringend 
empfohlen. Zur Strukturierung der UDK-Objekte nach anderen Kriterien besteht die 
Möglichkeit, Querschnittsbäume (Sekundärbäume) zu definieren, die Themenkatalogen 
entsprechen könnten. 

Ausgehend von der Definition des UDK-Objekts ("Ein UDK-Objekt ist die Metainforma­
tion über einen umweltrelevanten Datenbestand, der hinsichtlich Raum-, Zeit- und 
Fachbezug homogen ist. Überall dort, wo dieser Datenbestand vorliegt, ist auch ein 
UDK-Objekt anzulegen.") wurde die Zuordnung von Eingabefeldern zu fachlichen Fra­
gestellungen ("Deskriptoren") für UDK-Objekte erörtert. 

4. Treffen, Salzburg, 5.6.1994 

Bei dieser im Vorfeld der AGIT '94 stattfindenden Sitzung wurden die Projektorganisati­
on, der Stand der UDK-Entwicklung, die Bedeutung von Einsatz- und Erfassungskon­
zepten sowie die Umsetzung der österreich ischen Vorschläge im internationalen UDK­
Datenmodell diskutiert. Der bisherige Projektverlauf im Bereich EDV & Logistik wurde 
positiv bewertet, andererseits wurde auf die Dringlichkeit der organisatorischen Unter­
mauerung der UDK-Einführung durch die Benennung von Teilprojektleitern und UDK­
Administratoren hingewiesen. 
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3. Internationale Kooperation 

3.1 Entscheidung tür den Niedersächsischen UDK 

Mit Deutschland, der Schweiz und Liechtenstein wurde im August 1992 ein gemeinsa­
mer Arbeitskreis "Umweltinformation" eingerichtet. 

Besonders fortschrittliche Entwicklungen im Bereich Umweltinformationssysteme waren 
in Deutschland, und hier v.a. im Bundesland Niedersachsen zu finden. 

Österreich hat sich frühzeitig in Erwägung der Sinnhaftigkeit und möglicher Kostenein­
sparungen für eine internationale Zusammenarbeit mit den Entwicklern des nieder­
sächsischen UDK interessiert und im Rahmen des 4-Ministertreffens am 22. August 
1993 eine diesbezügliche Verwaltungsvereinbarung mit der Bundesrepublik Deutsch­
land über den gemeinsamen Aufbau und die Weiterentwicklung des Metainformations­
systems UMWELTDATENKATALOG (UDK) innerhalb einer internationalen Kooperati­
on abgeschlossen. 

3.2 Internationales Projektleitungsteam (PL T) 

Als Arbeitsgremium zur Bewältigung der organisatorischen sowie der konkreten fach­
lich-inhaltlichen Probleme wurde das internationale Projektleitungsteam PL T gegrün­
det. Dieses Gremium hat die technisch-instrumentellen Konzepte koordiniert sowie die 
erforderlichen organisatorischen Strukturen erarbeitet, die den erfolgreichen Aufbau 
und Einsatz des UDK ermöglichen werden. 

In zwölf Sitzungen wurde u.a. sichergestellt, daß ein international akkordiertes Daten­
modell als Grundlage für den im Bereich der Kooperation vorgesehenen Metadaten­
austausch existiert und gepflegt wird, weiters nur ein Software-Quellcode je verwende­
ter Hardwareplattform entwickelt wird. 

3.3 Lenkungsausschuß (LA) 

Zu den Aufgaben des LA UDK zählen Festlegung der Zieldefinition des Projekts, strate­
gische Vorgaben, konzeptionelle Vorgaben (z.B. Definition des UDK-Kerns im Rahmen 
des European Topic Centres), Festlegung des jährlichen Arbeitsprogrammes ein­
schließlich des Zeitrahmens für die PL Ts, Kontrollfunktion. 
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4. Konzepte zur UDK-Einführung in Österreich 

4.1 Ist-Analyse und Strukturbaum-Prototyp 

Am Beginn der Erstellung des Einsatzkonzeptes durch einen externen Auftragnehmer 
stand die Durchführung einer Ist-Analyse, bei der all jene Organe der Verwaltung be­
stimmt wurden, die über Umweltdaten im Sinne des UIG verfügen, sowie jene Aus­
kunftsstellen, bei denen umweltrelevante Daten nachgefragt werden können. 

Als Grundlage zur Ermittlung der betroffenen Organe der Verwaltung auf Bundes- und 
Landesebene wurden der Amtskalender 1993/94 und die im "Rundschreiben zur 
Durchführung des Umweltinformationsgesetzes (UIG)" des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie, Sektion 11 angeführten Gesetze herangezogen. 

In den Bundesministerien, dem Magistrat der Stadt Wien und den Ämtern der Landes­
regierungen waren rund 80 Sektionen, 150 Gruppen, 1300 Abteilungen, mehrere hun­
dert Referate sowie zu- oder nachgeordnete Dienststellen, Gesellschaften und Kom­
missionen anhand der oben aufgelisteten Bundesgesetze zu untersuchen. 

Betroffene, d.h. UIG-relevante Organisationseinheiten und deren entsprechende Zu­
ständigkeiten und Fachaufgaben wurden entsprechend ihrer organisatorischen Zuge­
hörigkeit in den Strukturbaum-Prototyp aufgenommen, der im Zuge einer Präsentation 
am 21. Oktober 1994 dem BMU übergeben wurde und zu diesem Zeitpunkt 2310 Da­
teneinträge umfaßte. 

4.2 Strukturbaum-Verbreiterung und -Vertiefung 

Der im Rahmen der Ist-Analyse erstellte Strukturbaum-Prototyp wurde im Zuge der 
Vor-Ort-Interviews anhand der zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Geschäftseinteilungen 
validiert und durch zusätzlich erhobene Zuständigkeiten, Fachaufgaben und zugehöri­
ge Datenbestände verbreitert resp. vertieft. Ermittelte Zuständigkeiten und Fachaufga­
ben, denen keine konkreten Datenbestände zugeordnet werden konnten, wurden im 
Strukturbaum belassen. 

Die entsprechenden Erhebungsziele wurden gemeinsam mit dem BMU vor der Inter­
view-Durchführung definiert und in einem vorbereitenden Brief des BMU an die betrof­
fenen Bundesministerien und Ämter der Landesregierungen mitgeteilt. 

Seitens des Auftraggebers war zwar lediglich die "Durchführung von Interviews in den 
EDV-Abteilungen bzw. Präsidien der betroffenen Behörden zur Ermittlung zusätzlicher 
thematischer Ebenen des Strukturoaums" beauftragt worden, doch wurde bereits bei 
der Vorbereitung der Interviews rasch deutlich, daß dadurch keine zufriedenstellende 
Vertiefung des UDK-Strukturbaums erreicht werden könnte. Der Auftragnehmer hatte 
sich daher dazu entschlossen, über den ursprünglichen Auftrag hinausgehend, auch in 
den jeweiligen Fachabteilungen der betroffenen Behörden Interviews abzuhalten, die 
jeweils durch eine entsprechende Einführungsveranstaltung im Plenum vorbereitet wur­
den. 
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4.3 Interviews 

Die folgende Tabelle zeigt eine Gegenüberstellung der Anzahl interviewter Abteilun­
gen, Abteilungen, die eine UDK-Installation wünschen, der Knoten im Strukturbaum 
und der erhobenen Datenbestände. Anzumerken ist, daß die Erhebung in NÖ noch 
nicht abgeschlossen ist, in KRNT erfolgt die Erhebung im September. 

Behörde Abt. UDK-Install. Knoten Datenbestände 
Amt d. LR BGLD 14 12 199 94 

IAmt d. LR KRTN 128 

iAmt d. LR NO 11 7 355 113 

Amtd. LR 00 26 20 208 113 

iAmt d. LR SLBG 12 9 405 78 

Amt d. LR STMK 31 24 608 219 

Amt d. LR TIROL 142 

IAmt d. LR VLBG 90 

Magistrat d. Stadt WIEN 20 18 507 105 

BKA 5 2 67 4 

BMA 26 

BMAS 13 

SMF 10 

BMG 7 3 96 12 

SMI 20 

BMJ 1 4 1 

SMLF 25 10 434 61 

BMLV 1 1 21 

BMU 26 24 677 134 

BMOVVV 6 5 202 19 

BMWF 7 6 136 5 

BMWA 9 6 235 45 

201 149 4583 - 1003 

Die oberste Ebene des Strukturt?aums bilden die 9 Bundesländer sowie der Knoten 
"Bund", unter dem die Teilbäume der Bundesministerien zusammengefaßt sind. Insge­
samt enthält der Strukturbaum derzeit somit 4584 Knoten. 
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4.4 Akzeptanz 

Zur quantitaiven Erfassung der Akzeptanz für den UOK wurde eine "Akzeptanzmatrix" 
entworfen, die im Zuge der Interviews ausgefüllt wurde (Mehrfachnennungen waren zu­
gelassen) . 

Akzeptanzmatrix Länder: 

UDK schlecht sinnlos egal sinnvoll na end- SUMME: 

Arbeitsaufwand lieh! 

weniger 17 9 26 

j9leich 6 59 7 72 

~ehr 6 37 5 48 

~rheblieh 3 1 7 11 

SUMME: 3 13 120 21 157 

Akzeptanzmatrix Ministerien: 

UDK schlecht sinnlos egal sinnvoll na end- SUMME: 

IArbeitsaufwand lieh! 

Iweniger 11 3 14 
j9leieh 1 2 30 3 36 
Imehr 2 3 3 34 4 46 
~rheblieh 2 3 11 16 
~UMME: 4 7 5 86 10 112 

Als weiterer Hinweis auf die derzeit hohe Akzeptanz für den UOK kann der Wunsch 
nach einer UOK-Installation gewertet werden, der von 149 von insgesamt 201 inter­
viewten Abteilungen (= 74%; Länder ca. 79%, Ministerien ca. 68%) geäußert wurde. 

Aufgrund der im Zuge der Erhebungen gemachten Erfahrungen bei den betroffenen 
Organen der Verwaltung muß davon ausgegangen werden, daß die derzeit hohe Ak­
zeptanz für den UOK nur dann aufrechterhalten werden kann, wenn damiffür alle Oa­
tenverwalter einerseits kein nennenswerter, zusätzlicher Aufwand verbunden ist (Oa­
tenersterfassung, Schulung, UDl~-Betrieb inkl. Oatenpflege und -austausch) und ande­
rerseits mittelfristig ein österreichweit homogener Oatenbestand hinsichtlich Erfas­
sungstiefe und Beschreibung verfügbar sein wird. 
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5. Weiterentwicklung 

5.1 Thesaurus 

Die Anbindung eines Thesaurus an ein Metainformationssystem soll einen flächendek­
kend homogenen Metadatenbestand gewährleisten, um einer Vielzahl von Anwendern 
als adäquates Instrument zur Datenverwaltung, -pflege und -recherche zur Verfügung 
zu stehen. Die Entwicklung eines Thesaurus stellt daher bei der Realisierung des UDK 
ein wichtiges Element dar. Österreich hat dabei die Koordination der Entwicklung v.a. 
im deutschsprachigen Bereich in Absprache mit seinen Partnern übernommen. 

Neben den offensichtlichen Synergieeffekten liegt ein weiterer Vorteil der Zusammen­
arbeit im deutschsprachigen Raum in der Vereinheitlichung eines Thesaurus für Um­
weltbegriffe, der zu systematischen Aufbereitung und Abfrage von Umweltdaten eine 
entscheidene Hilfestellung leisten kann und daher in die UDK-Software miteingebun­
den wurde. 

Im Hinblick auf die weitere Enwicklung zu anderen Sprachen hin wird eine Vereinheitli­
chung der "Umweltterminologie" von größter Bedeutung sein . Hier wird eine wesentli­
che Aktivität durch das CDS ("Catalogue of Data Sources")- Topic Centre der Europäi­
schen Umweltagentur zu erwarten sein, das unter wesentlicher Mitwirkung österreichi­
scher Institutionen vom Umweltministerium Niedersachsen geleitet wird. 

5.2 Umweltamtsverzeichnis 

Zur umfassenden Beschreibung von datenverwaltenden Stellen und zur Orientierungs­
hilfe für Informationssuchende wird für alle Organisationseinheiten (z.B. Gruppe, Abtei­
lung, Referat, Unterabteilung) von Organen der Verwaltung, bei denen UIG-relevante 
Datenbestände im Zuge der Einsatzkonzepterstellung ermittelt wurden, ein "Umwel­
tamtsverzeichnis" mit folgenden Inhalten in einheitlicher Form erstellt: 

~ Name der Organisationseinheit 
~ Agenden It. Geschäftseinteilung 
~ Adresse 
~ Telefon 
~ Fax 
~ e-mail-Adresse 
~ Adreßkennzeichen der Organisationseinheit 
~ Adreßkennzeichen der übergeordneten Organisationseinheit 

5.3 Veröffentlichung 

Nach der flächendeckenden Einführung und erfolgten Konsolidierung des bundeswei­
ten Umweltdatenkataloges können Auswertungen und "Folgeprodukte" vielfältigster Art 
vorgenommen bzw. erstellt werden. Neben der Bereitstellung des 
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Umweltdatenkataloges für alle UDK-Instanzen im Zuge des Aktualisierungszyklus wird 
im Sinne des UIG auch eine Veröffentlichung des UDK in geeigneter Form erfolgen. 

Unabhängig von der anlaßbezogenen Bereitstellung konkreter UDK-Inhalte sollte der 
Umweltdatenkatalog im Sinne einer aktiven Umweltinformationspolitik in gedruckter 
Form als regelmäßiger Bericht mit ausgewählten Auswertungen, auf Datenträgern so­
wie idealerweise über das Internet-basierte Informationssystem "World Wide Web" 
(WWW) der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden. 

Technisch ist die WWW-Einbindung des UDK problemlos möglich, indem beispielswei­
se jedem UDK-Objekt eine WWW/Mosaic-Datenseite zugeordnet wird; Verweise auf 
andere UDK-Objekte und -Adressen, Referenzwissen oder Multimedia-Präsentationen 
könnten mit Hypertext-Links realisiert werden. Als direktes Folgeprodukt könnte auch 
die Herstellung von Multimedia-CDs mit Zusatzinformationen zu den UDK-Inhalten 
(z.B. Video, Bilder, Volltext usw.) unterstützt werden. 

5.4 Verbreiterung der internationalen Zusammenarbeit 

Die Sammlung und der Austausch von umweltrelevaten Daten gewinnt auch im inter­
nationalen Rahmen immer mehr an Bedeutung. Um die dafür international erforderliche 
Harmonisierung des Informationsmanagements zu erreichen, sind nicht nur die Länder 
der Europäischen Union an einer Zusammenarbeit bei der Entwicklung und laufenden 
Anpassung ihrer Umwelt(meta)informationssysteme bis hin zu einer gemeinsamen 
Softwareentwicklung für einen international einsetzbaren Umweltdatenkatalog interes­
siert. Insbesondere die Schweiz und Liechtenstein beteiligen sich in Form von Pilotpro­
jekten an der UDK-Weiterentwicklung, aber auch Norwegen wird sich bei der Entwick­
lung eines entsprechenden Informationssystems am UDK orientieren. 

Die im Mai 1995 erfolgte Vergabe des "European Topic Centre on Catalogue of Data 
Sources and Thesaurus (ETC/CDS)" der Europäischen Umweltagentur an ein Konsorti­
um unter der Leitung des Niedersächsischen Umweltministeriums und wesentlicher Be­
teiligung österreichischer Institutionen (Umweltministerium, Infoterm, MUVIS Umweltsy­
steme) gewährleistet, daß das auf EU-Ebene zu entwickelnde Metadatenmodell und 
die Software für einen Umweltdatenkatalog sich stark am UDK orientieren werden. 
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